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Abstract:  

Die vorliegende Arbeit behandelt die Frage, inwiefern es sinnvoll ist, Femizide auf-

grund ihrer geschlechtsspezifischen Motive besonders zu benennen und auch in 

der Sozialen Arbeit durch spezifische Gewaltschutzkonzepte besonders zu berück-

sichtigen, um sie zu verhindern. Ich verfolge damit das Ziel, Femizide mit ihrer ge-

sellschaftlichen Relevanz ins Bewusstsein insbesondere von Sozialarbeitenden zu 

heben. Mit meiner Arbeit komme ich zu dem Ergebnis, dass der Begriff „Femizid“ 

das zu betrachtende Phänomen insofern am besten definiert, als dass er auf die 

Geschlechtsspezifik von Gewalt in einer patriarchalen Gesellschaftsstruktur eingeht 

und diese Geschlechtsspezifik als relevantes Erklärungsmuster zugrunde legt. Um 

Femiziden vorbeugen zu können, ist es daher unabdingbar, sich mit Gewaltstruktu-

ren in engen sozialen Beziehungen zu beschäftigen. In der Sozialen Arbeit, insbe-

sondere in Arbeitsfeldern des Gewaltschutz, muss daher mit spezifischen Gewalt-

schutzkonzepten wie dem Hochrisikomanagement gearbeitet werden, um den be-

sonderen Gewaltdynamiken, die zum Femizid führen können, entgegenzuwirken. 

Schließlich betrachte ich schlaglichtartig Lücken und Verbesserungspotentiale im 

Gewaltschutzsystem und entwickele Forderungen, um diese Lücken zu schließen.  

 

 

Stichwörter: Femizid – Frauenmord – Geschlechtsspezifische Gewalt –   
    Gewaltschutz – Hochrisikofälle 
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                        Abbildung 1: Wandplakat in Leipzig, eigene Darstellung. 

 

1 Einleitung 

1.1 Problematisierung 

200 Meter entfernt von diesem Plakat, das an die in Leipzig in den letzten zehn 

Jahren durch Femizide getöteten Frauen* erinnern soll, wurde im November 2022 

die 31-jährige Malina in einem Hotelzimmer ermordet (vgl. Ramczik 2022; Polizei-

direktion Leipzig 2023). Der Tatverdächtige Freier wurde jüngst des Mordes ange-

klagt (vgl. MDR 2023). Spätestens damit ist die Liste der in Leipzig zu beklagenden 

Femizid-Opfer auf dem Plakat, das unmittelbar an meinem Wohnort hängt, nicht 
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mehr vollständig. Diese Tat wurde begangen, nachdem das Thema dieser Arbeit 

für mich bereits feststand, sie bestätigte jedoch erneut die Aktualität des Themas.1 

In den vergangenen Jahren ist international, besonders in Lateinamerika ausge-

hend von Argentinien, die feministische Bewegung in Bezug auf Femizide deutlich 

lauter und größer und das zugrundeliegende Problem somit merklich sichtbarer ge-

worden. Massendemonstrationen mit bis zu einer Millionen Teilnehmer*innen sind 

in Lateinamerika häufig geworden. Die Bilder dieser Proteste haben es auch in 

Deutschland in große Medien geschafft (vgl. bspw. Gurk 2020). In Deutschland läuft 

die Debatte um Femizide in etwas abgemilderter Form ab. Proteste bleiben eher 

klein, staatliche Stellen behaupteten lange sogar, es gäbe das Problem hier nicht 

(vgl. UNODC 2014). Medial wird in diesem Zusammenhang meist von „Familiendra-

men“ oder „Ehrenmorden“ gesprochen, tragische Einzelschicksale werden dort be-

klagt. Doch auch in Deutschland ist das Phänomen des Femizids traurige Realität 

und es handelt sich nicht um vereinzelte Taten: 2021 wurden 121 Frauen* von ihren 

(Ex-)Partnern getötet (Bundeskriminalamt 2022: 6). Dies bildet das Hellfeld ab, die 

Dunkelziffern von (teilweise tödlicher) Partnerschaftsgewalt gegen Frauen* sind um 

einiges höher als in den offiziellen Statistiken erfasst wird (vgl. u.a. Schröttle 2020). 

Rund jeden dritten Tag wurde 2021 also eine Frau* von ihrem (Ex-)Partner getötet, 

fast jeden Tag wurde versucht, die (Ex-)Partnerin zu töten. Diese Zahlen werden 

seit 2011 durch das Bundeskriminalamt (BKA) erhoben und haben sich seitdem 

nicht signifikant verändert.   

Mit Demonstrationen und Gedenkaktionen wie in Abb. 1 wird auf ein Problem auf-

merksam gemacht, das global und systematisch ist und nicht nur regional vor-

herrscht. Sind weltweit die meisten Mordopfer männlich – in acht von zehn Fällen – 

ebenso wie die Täter auch meist männlich sind – in neun von zehn Fällen – so 

ändert sich dieses Verhältnis ausschließlich und sehr deutlich bei Zahlen von Tö-

tungen innerhalb von Partnerschaften. Hier ist das Opfer in acht von zehn Fällen 

weiblich, in der deutlichen Mehrzahl in heterosexuellen Beziehungen mit einem 

männlichen Täter (vgl. UNODC 2019). In mehr als der Hälfte der Frauen*morde ist 

der Täter der (Ex-)Partner oder ein Familienmitglied, mehr als ein Drittel der Täter 

 
1 Anders als im wissenschaftlichen Diskurs üblich werde ich in dieser Arbeit nicht auf das Wort „ich“ 
verzichten, um damit wissenschaftliche Objektivität zu suggerieren. Stattdessen möchte ich meine 
Position transparent machen, aus der ich spreche. Als Autorin dieses Textes positioniere ich mich 
als weiße cis Frau als Individuum im wissenschaftlichen und gesellschaftlichen Diskurs. 
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ist gleichzeitig der Partner. Der Bundesverband Frauenberatungsstellen und Frau-

ennotrufe (bff), Dachverband von bundesweit rund 200 Fachberatungsstellen, die 

schwerpunktmäßig Beratungsarbeit bei geschlechtsspezifischer Gewalt gegen 

Frauen* und Mädchen leisten, fasst zusammen:  

„Die Tötung von Frauen aufgrund ihres Geschlechts muss im Zusammenhang 
mit der insgesamt großen Ausprägung von geschlechtsspezifischer Gewalt ge-
gen Frauen in Deutschland betrachtet werden. Gewalt gegen Frauen ist Resul-
tat und Ausdruck ungleicher Machtverhältnisse zwischen den Geschlechtern 
und trägt gleichzeitig zur Aufrechterhaltung dieser Machverhältnisse bei. Ohne 
Gleichstellung der Geschlechter wird keine Gewaltfreiheit zu erreichen sein, ge-
nau wie ohne Gewaltfreiheit keine Gleichstellung erreicht werden kann.“ (Vgl. 
bff 2021) 

Diese Arbeit soll einen Beitrag dazu leisten, das Thema in diesem Sinne und mit 

diesem zugrunde liegenden Verständnis zu besprechen, es überhaupt zum Thema 

zu machen und damit auch ins Bewusstsein (nicht nur) von Sozialarbeitenden zu 

heben. Der Fokus soll daher neben der Beschreibung und Analyse des gesellschaft-

lichen Phänomens auch auf die möglichen Präventionsformen in der Sozialen Arbeit 

gelegt werden. Ziel der Arbeit ist dabei, zu untersuchen, inwiefern Femizide als Phä-

nomen besonders benannt werden sollten und auch in der Sozialen Arbeit durch 

spezielle Gewaltschutzkonzepte besonders zu berücksichtigen sind.  

Zur Beantwortung dieser Fragen werde ich im ersten Teil der Arbeit eine theoreti-

sche Verortung des gesellschaftlichen Phänomens „Femizid“ herausarbeiten. Dabei 

soll ein Fokus auf der Geschlechtsbezogenheit dieser Form der Gewalt liegen und 

dargestellt werden, inwieweit hier eine Ausdrucksform patriarchaler Herrschaftsform 

vorliegt. Ich beleuchte dabei die Genese des Begriffs Femizid und führe eine Ana-

lyse des gesellschaftlichen Diskurses durch. Zudem zeichne ich die vorliegende Da-

tenerhebungen in Deutschland zu Femiziden und die dabei existierenden Lücken 

nach. Schließlich betrachte ich die Einbettung des Phänomens in die Gewaltfor-

schung. Im zweiten Teil der Arbeit werde ich die Ergebnisse dieses ersten Teils 

dann wiederum auf die Soziale Arbeit beziehen und untersuchen, inwiefern sich 

diese Erkenntnisse durch Gewaltschutzkonzepte anwenden lassen, um Femizide 

wirksam zu verhindern. Schließlich stelle ich ein Fallbeispiel einer Interventions- und 

Beratungsstelle vor und gebe einen Ausblick auf Verbesserungspotentiale im Ge-

waltschutz.  
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1.2 Methodik  

In der vorliegenden Arbeit benutze ich zum Gendern geschlechterneutrale Bezeich-

nungen und das Gender-Sternchen *. Damit soll das Wissen um die geschlechtliche 

Vielfalt jenseits des binären Geschlechterverständnisses anerkannt und sprachlich 

möglichst sichtbar gemacht werden. Häufig verwende ich den Begriff Frau*. Hiermit 

sei darauf verwiesen, dass damit alle Frauen* gemeint sind, die sich selbst als 

Frauen* identifizieren. Femizide betreffen cis wie trans* Frauen. Geschlechtsspezi-

fische Gewalt richtet sich außerdem auch gegen Menschen, die sich als nichtbinär 

und/oder nicht als Frauen* identifizieren, aber von Tätern als Frauen* oder queer 

wahrgenommen werden. In allen in dieser Arbeit verwendeten Statistiken wird von 

einem binären Geschlechtersystem ausgegangen und Daten lediglich in diesen Ka-

tegorien erhoben, was es mir auch in der Analyse nicht erlaubt, Unterscheidungen 

jenseits der Binarität vorzunehmen. Diesen Umständen möchte ich mit der Verwen-

dung des Sternchens Rechnung tragen, wenn ich eine solch heterogene Gruppe 

unter einem Begriff subsummiere. Ausgenommen von dieser Verwendung sind le-

diglich Eigenbezeichnungen und direkte Zitate.  

Während meiner Praxiserfahrungen in verschiedenen Beratungsstellen für gewalt-

betroffene Frauen* und damit verbundener Einblicke in den Fachdiskurs und wei-

terführender Lektüre entwickelte ich ein besonderes Interesse, mich wissenschaft-

lich weiter mit geschlechtsspezifischer Gewalt und Femiziden auseinanderzuset-

zen. Durch die Teilnahme im Feld bzw. Erfahrungen aus der Praxis konnte ich wich-

tige Vorarbeit für diese Arbeit leisten und ist die Fragestellung dieser Arbeit entstan-

den.   

Um auf die Forschungsfrage dieser Arbeit einzugehen, werde ich zunächst das ge-

sellschaftliche Phänomen des Femizids betrachten und die darin enthaltenen 

Machtdynamiken analysieren. Dazu stütze ich mich auf Staub-Bernasconis norma-

tive Handlungstheorie (vgl. Staub-Bernasconi 2008) und die damit einhergehende 

Methode, zunächst den Ist-Zustand, das gesellschaftliche Problem zu beschreiben 

und zu analysieren, bevor ich mich der Frage nach dem Soll-Zustand zuwende.   

Um ein möglichst breites Bild des gesellschaftlichen Phänomens Femizid zu erfas-

sen, bediene ich mich dabei sozialwissenschaftlicher Methoden und stütze mich auf 

bereits existierende Forschungen, ohne dabei sehr in die Tiefe gehen zu können. 
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So werde ich einerseits diskursanalytisch arbeiten und einleitend eine Analyse der 

Begriffe vornehmen und dann aufzeigen, wann von wem welche Begriffe mit wel-

chem (politischen) Ziel verwendet werden. Außerdem gehe ich auf die aktuelle 

Rechts- und Datenlage ein, um aufzuzeigen, wie das Phänomen gesellschaftlich 

und politisch verhandelt und bewertet wird. Schließlich stelle ich Grundlagen der 

Gewaltforschung vor und ordne das Phänomen Femizid in die patriarchale Gesell-

schaftsform ein, in der wir leben. 

Dabei handelt es sich in diesem ersten Teil um eine rein textbasierte Arbeit, die 

Forschungsergebnisse aus verschiedenen Bezugsdisziplinen zusammenträgt und 

somit eine Querschnittsanalyse leistet, indem sie das Phänomen Femizid möglichst 

genau in seiner Breite analysiert. Dabei gibt der Forschungsstand zu den gesell-

schaftspolitischen Dimensionen von Femiziden gewissermaßen den Aufbau der Ar-

beit mit vor und wird in den jeweiligen Kapiteln mitdiskutiert. Auffällig ist, dass es 

wenige wissenschaftliche Arbeiten und Erhebungen oder Studien zum Thema 

Femizid gibt, mehr „graue Literatur“ und journalistische Arbeiten. Das liegt sicher 

auch daran, dass die Kategorie Femizid in Deutschland in offiziellen Statistiken bis-

her nicht erfasst und der Begriff oft eher aktivistisch verwendet wird. Ziel dieses 

ersten inhaltlichen Teils der Arbeit (Kapitel 2) ist zu untersuchen, inwiefern Femizide 

als gesellschaftliches und geschlechtsspezifisches Phänomen besonders zu be-

nennen sind.  

Im weiterführenden Teil der Arbeit (Kapitel 3) werde ich spezifischer auf die Soziale 

Arbeit eingehen und – sie als Handlungswissenschaft begreifend – danach fragen, 

welche Implikationen für die Profession und Disziplin folgen. Dazu grenze ich zu-

nächst das zu betrachtende Feld ein, indem ich die verschiedenen Arbeitsfelder 

Sozialer Arbeit vorstelle, die die Prävention von Femiziden zum Ziel haben. Dabei 

gehe ich jeweils kurz auf ihre Entstehungsgeschichte, ihre Zielgruppen und ihre Me-

thoden ein.  

Schließlich stelle ich ein Fallbeispiel von Femizidprävention aus der Sozialen Arbeit 

vor, um exemplarisch die Praxis in diesem Arbeitsfeld in den Fokus zu rücken. In 

meiner Zeit als Praktikantin begann ich, Fragen für ein Expert*inneninterview zu 

entwickeln, das ich schließlich mit einer Akteurin aus der Koordinierungs- und Inter-

ventionsstelle gegen häusliche Gewalt und Stalking, in der ich einen Teil meines 
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Praxissemesters verbracht habe, geführt habe. Dieses Interview wurde als ergän-

zende Erhebung geführt, um Informationen aus der Praxis der Sozialen Arbeit zu 

gewinnen und ein Fallbeispiel der Femizidprävention vorzustellen. Außerdem hat 

es mir ermöglicht, die von mir bis dahin angestellten Überlegungen und gebildeten 

Kategorien zu überprüfen und Wissenslücken zu schließen. 

In der Vorbereitung des Interviews orientierte ich mich an Bogner, Littig und Menz 

und ihren Ausführungen zu Interviews mit Expert*innen. Diese erklären zusammen-

fassend, dass das Besondere am Expert*innenwissen „nicht nur in dessen beson-

derer Reflexivität, Kohärenz oder Gewissheit“ (Bogner/Littig/Menz 2014: 13f.) be-

steht, sondern vor allem auch darin, dass „dieses Wissen in besonderer Wiese pra-

xiswirksam und damit orientierungs- und handlungsleitend für andere Akteure wird“ 

(ebd.). Das geführte Expertinneninterview habe ich als Audiodatei aufgezeichnet. 

Das Gespräch war teilstrukturiert durch den entwickelten Leitfaden, welchen ich si-

tuativ an den Gesprächsverlauf anpasste. Das Interview wurde im Anschluss mit 

Hilfe der Audiotranskriptions-Software F4X vollständig transkribiert. Das Untersu-

chungsziel der Arbeit erforderte keine Detailtreue der Transkription, sodass ich ein 

einfaches Transkriptionsregelwerk aufstellte. Zur besseren Lesbarkeit habe ich ge-

sprochene, oft abgekürzte Sprache teilweise ergänzt und ausgeschrieben (z.B. 

„eine“ statt „‘ne“).  

Das Transkript des Expertinneninterviews wertete ich anschließend in einer quali-

tativen Inhaltsanalyse aus. Ich ließ mich bei meiner Analyse vom Material leiten, 

Kategorien so zu entwickeln, wie das Interview und Literatur sie sinnvoll erscheinen 

lassen und glich dabei immer wieder Theorien mit dem empirischen Material ab (vgl. 

Przyborski/Wohlrab-Sahr 2014). Dabei habe ich Textsegmente codiert und den ent-

wickelten Kategorien zugeordnet, aufgrund der Überschaubarkeit des empirischen 

Materials nicht computergestützt, sondern händisch.  
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2 Das Phänomen Femizid 

Im nachfolgenden Kapitel beginne ich mit der Ergebnisdarstellung und nehme eine 

möglichst breite gesellschaftspolitische Analyse von Femiziden vor. Zunächst be-

ginne ich die analytische Betrachtung des Phänomens Femizid mit einer Begriffs-

klärung und stelle historische Verläufe und verschiedene Definitionen von relevan-

ten Akteur*innen vor, bevor ich mich der medialen Darstellung von Femiziden im 

öffentlichen Diskurs, der Datenlage zu Femiziden in Deutschland und der Typisie-

rung von Femiziden und ihrer Verortung in der Gewaltforschung zuwende.  

 

2.1 Femizid – Begriffsklärung 

Der Begriff Femizid kam in den 1970er Jahren auf und wurde von der Südafrika-

nisch-US-Amerikanischen Aktivistin und Soziologin Diana Russel geprägt, die ihn 

1976 erstmals öffentlich verwendete (vgl. Dyroff/Pardeller/Wischnewski 2020: 4). Im 

Englischen ist der Begriff femicide als Analogie zum Begriff homicide (dt. Mord) zu 

verstehen und soll betonen, dass es sich um einen Mord an einer Frau*2 handelt. 

Vor dreißig Jahren, 1992, erschien der Sammelband von Diana Russel und Jill Rad-

ford „Femicide. The Politics of Women Killing“ als erste wissenschaftliche Bearbei-

tung dieses Phänomens. Die Autor*innen definieren in dieser Schrift Femizide als 

„frauenfeindliche Tötungen von Frauen durch Männer, eine Form sexueller Gewalt“ 

(Radford 1992: 3, eigene Übersetzung), also als binär gedachtes und verstandenes 

Phänomen, das sich auf das Gewaltverhältnis zwischen den Geschlechtern bezieht. 

Russels und Radfords Werk wurde vor allem in Lateinamerika aufgegriffen und re-

zipiert, wo zu dieser Zeit brutale Frauen*morde in Ciudad Juárez in Mexiko stattfan-

den, bei denen meist junge, migrantische Frauen* verschwanden und teilweise 

misshandelt und tot aufgefunden wurden (vgl. Schneider 2003). Gegen die Ignoranz 

der Medien und der Regierung formierten sich NGOs, die Aufmerksamkeit und Auf-

klärung forderten – die es zum Teil bis heute jedoch nicht gibt. Vor diesem Hinter-

grund und als Form politischer Intervention entwickelte die mexikanische 

 
2 Ich verwende hier die gegenderte Schreibweise, auch wenn in den 70ern allgemein ein essentia-
listischer Feminismus vorherrschte, der auf der Binarität der Geschlechter basierte. Dennoch exis-
tierten auch zu dieser Zeit queere Menschen, die von Gewalt und Morden betroffen waren, die ich 
zumindest in Form der geschriebenen Sprache sichtbar machen möchte. 
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Anthropologin und Politikerin Marcela Lagarde y de los Ríos den Begriff fiminicidio 

(dt.: Feminizid); die Silbe „ni“ wurde also hinzugefügt. Lagarde möchte mit diesem 

abgewandelten Begriff betonen, dass es nicht um jede Tötung einer Frau* geht, wie 

der auch im Spanischen analoge Begriff femicidio zum Begriff für Mord, homicidio 

missverstanden werden kann. Der Fokus soll auf dem Mord an Frauen* als ge-

schlechterbasierte Gewaltform und aus geschlechtsbezogenen Motiven liegen. Au-

ßerdem betonte Lagarde zusätzlich die Rolle des Staats in diesem Phänomen, der 

strukturelle Bedingungen schafft, die Menschenrechtsverletzungen und 

Frauen*morde begünstigen und nicht effektiv verfolgen. Später betonte Russel au-

ßerdem den Aspekt des Femizids als hate crime (dt. Hassverbrechen) und zog Pa-

rallelen zu Morden mit rassistischen und homofeindlichen Motiven (vgl. Russel 

2011). 

Das Wording rund um das Phänomen ist seit Beginn der Beschäftigung damit um-

stritten, viel diskutiert und dynamisch. Die aufgezeigten Unterschiede spiegeln ver-

schiedene historische Aspekte und Fokussetzungen in der Analyse und politischen 

Kämpfen wider. Dennoch werden die Begriffe Femizid und Feminizid heute in theo-

retischen Arbeiten und aktivistischen Kreisen nicht trennscharf in ihrem ursprünglich 

definierten Sinn und oft synonym verwendet. Auch je nach Land und Bewegung 

unterscheiden sich die verwendeten Begriffe, ohne dass sich dabei zwangsläufig 

auf eins der dahinterstehenden theoretischen Konzepte berufen wird (Dyroff et al. 

2020: 5).  

Um zu zeigen, wie das Femizid-Konzept international aktuell genutzt wird, stelle ich 

im Folgenden Definitionen zweier ausgewählter, wirkmächtiger Akteur*innen vor, 

um beispielhaft die für relevant befundenen Aspekte vorzustellen, die Morde an 

Frauen* zu Femiziden machen. In der „Vienna Declaration on Femicide“ der Ver-

einten Nationen werden verschiedene global relevante Formen von Femiziden auf-

gelistet:  

“[…] femicide is the killing of women and girls because of their gender, which 
can take the form of, inter alia: (1) the murder of women as a result of intimate 
partner violence; (2) the torture and misogynist slaying of women (3) killing of 
women and girls in the name of ‘honour’; (5) targeted killing of women and girls 
in the context of armed conflict; (5) dowry-related killings of women; (6) killing 
of women and girls because of their sexual orientation and gender identity; (7) 
the killing of aboriginal and indigenous women and girls because of their gender; 
(8) female infanticide and gender-based sex selection foeticide; (9) genital mu-
tilation related deaths; (10) accusations of witchcraft; and (11) other femicides 
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connected with gangs, organized crime, drug dealers, human trafficking and the 
proliferation of small arms.” (United Nations 2013: 2) 

Die folgende zusammenfassende Definition der WHO entspricht im Wesentlichen 

auch dem Aufbau und Erkenntnisinteresse meiner Arbeit: 

“Femicide is generally understood to involve intentional murder of women be-
cause they are women. […] 

Femicide is usually perpetrated by men, but sometimes female family members 
may be involved. Femicide differs from male homicide in specific ways. For ex-
ample, most cases of femicide are committed by partners or ex-partners, and 
involve ongoing abuse in the home, threats or intimidation, sexual violence or 
situations where women have less power or fewer resources than their partner.” 
(World Health Organization & Pan American Health Organization 2012: 1) 

Von den internationalen Akteur*innen WHO und Vereinte Nationen werden folgende 

Aspekte besonders hervorgehoben: bei den meisten Femiziden handelt es sich um 

beabsichtigte Morde, sie können aber auch unbeabsichtigte Tötungen als Folge ge-

schlechtsspezifischer Gewalt sein. Beide betonen, dass in den meisten Fällen der 

Täter der männliche (Ex-)Partner ist. Außerdem merken beide Definitionen an, dass 

es sich nicht um private Einzelschicksale handelt, sondern diese Taten in eine grö-

ßere Machtstruktur eingebettet sind.  

Werden Frauen* von Männern getötet, weil sie Frauen* sind, dann geschieht das 

nicht im luftleeren Raum, sondern eingebettet in ein soziales Netzwerk, in die Ge-

sellschaft mit ihren vorherrschenden Werten, Rollenbildern und Normen. Eine An-

nahme, die dieser Arbeit dabei zugrunde liegt, ist die, dass wir in einer patriarchal 

organisierten Gesellschaft leben. Patriarchal bezeichnet dabei den Umstand und 

die historische Gewordenheit, dass „das männliche Geschlecht kraft Verfügung 

über Ressourcen, kraft kultureller Überlieferung und persönlicher Autorität sowie auf 

Grund eines Gewaltmonopols eine Überlegenheit gegenüber dem weiblichen Ge-

schlecht errungen [hat]“ (Knapp/Metz-Göckel 2012: 558).  

Gerade deswegen ist die Benennung dieses Phänomens als „Femizid“ so essenzi-

ell. Sie soll sichtbar machen, dass es verschiedene Formen von Gewalttaten gibt, 

verschiedene Tatmotive, verschiedene Sozialisationshintergründe, die sich stark an 

Vorstellungen von Geschlechtern und Rollenbildern orientieren. Mit dem Begriff des 

Femizids soll klar die Komponente der Macht mit angesprochen werden. Werden 

Männer gegenüber Frauen* zu Tätern, dann geschieht das aus der gesellschaftlich, 

historisch so gewachsenen machtvolleren Position heraus. In dieser Form töten 
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Männer meist, um Macht zu behalten, um die Frau* zu behalten, „lieber tot als weg“ 

– auch wenn es absurd klingt und ist (vgl. Femizide in Deutschland. Getötet, weil 

sie Frauen sind, 2021). Vielen Tätern geht es dabei nicht nur darum, eine Frau* 

umzubringen, sondern darum, sie zu dominieren, zu kontrollieren und wenn das 

nicht gelingt, sie zu vernichten. Das Phänomen, dass dabei mehr Gewalt als „nötig“ 

angewendet wird, um jemanden zu töten, wird in der Kriminalistik als overkilling be-

zeichnet. Dies tritt bei manchen Femiziden, insbesondere im Rahmen von Partner-

schaftsgewalt auf und deutet auf besondere Wut und Aggression des Täters hin 

(vgl. Hoffmann/Musolff 2000). 

Für die Beantwortung meiner Fragestellung werde ich in der vorliegenden Arbeit in 

Anlehnung an Radford (1992) und die vorgestellte Definition der WHO von Femizi-

den sprechen, wenn ich Situationen beschreibe, in denen Frauen* aufgrund frauen-

feindlicher Haltungen oder sozialer Praxen sterben. Das meint insbesondere den 

intentionalen Mord an Frauen* durch Männer aufgrund ihrer Geschlechtszugehörig-

keit als extremste Form ihrer generellen geschlechtsspezifischen Abwertung und 

einer Vielzahl von Gewaltformen. Ich habe mich dazu entschieden, den in Deutsch-

land häufiger verwendeten Begriff Femizid zu verwenden, ohne damit die staatlich-

strukturelle Seite des Phänomens zu verneinen oder für irrelevant zu befinden, die 

der Begriff Feminizid betonen soll.  

 

2.2 Femizide im öffentlichen Diskurs 

Vor der weiteren Analyse des Phänomens Femizids werde ich einen ersten Blick 

auf die mediale Darstellung von Femiziden werfen, da dieser Diskurs das Allge-

meinwissen und die öffentliche Wahrnehmung maßgeblich mitbestimmt. Der medi-

ale Diskurs schafft Wissen und somit Voraussetzungen, unter denen auch nicht zu-

letzt realpolitische Entscheidungen getroffen werden. Dabei ist mein Anspruch 

nicht, eine vollständige Diskursanalyse vorzunehmen, sondern lediglich exemplari-

sche Diskursauschnitte herauszugreifen und mich auf analytische Arbeiten Anderer 

zu stützen, um die Breite des Phänomens darstellen zu können. 

„Diskurse“ meinen dabei Wissensgebiete, die im Vergleich zur formellen Wissen-

schaft enger mit der gesellschaftlichen Praxis verbunden sind: „Es sind demnach 
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geregelte, ansatzweise institutionalisierte Redeweisen als Räume möglicher Aus-

sagen, insofern sie an Handlungen gekoppelt sind und dadurch Machtwirkungen 

ausüben“ (Link 2005: 18). Ich beschränke mich mit meinen Beispielen auf Darstel-

lungen in der Presse, eine Studie des BKAs und ein Gerichtsurteil. Lohnenswert 

wäre auch eine Betrachtung von Unterhaltungsmedien wie Filme und Romane, 

diese und weitere Medien kann ich aufgrund des begrenzten Umfangs der Arbeit 

jedoch nicht aufnehmen.  

Wird medial von einem Femizid berichtet, vor allem wenn ein (Ex-)Partner der Täter 

ist, so ist in den meisten Fällen von „Familientragödie“, „Eifersuchtsdrama“ oder 

„Beziehungstat“ die Rede. So titelte z.B. die Zeitung BILD: „Beziehungsdrama in 

Köln. Mann tötet seine Frau und dann sich selbst“ (o.V. 2023). Mit Begriffen wie 

diesen wird die vorliegende Tat nicht klar benannt. Außerdem erwecken sie den 

Eindruck von außergewöhnlichen Einzelfällen und unerklärbaren Schicksalsschlä-

gen. Tragische, erschütternde Fälle, die schicksalhaft über einzelne Personen und 

Familien hereinbrechen, für die es aber keine rationale oder gar systematische und 

strukturelle Erklärung gibt. Das Phänomen des Femizids wird so entpolitisiert und 

singularisiert (vgl. Dyroff et al. 2020: 30). Die Verwendung dieser Begriffe ist also 

durchaus zu problematisieren, da sie den vorliegenden Mord verschleiern, unsicht-

bar machen und ihn zur tragischen Ausnahme und zum Einzelfall stilisieren. 

Dieses Framing bringt durch seine rhetorische Ausdrucksweisen Implikationen mit 

sich, die wertende und ideologische Verknüpfungen in unserem Denken aktivieren 

(vgl. Wehling 2016). Durch die beschriebenen Benennungen verbinden die Lesen-

den den Mord mit Familie, mit Beziehung, Liebe; also mit positiv konnotierten Kon-

zepten. „Eifersucht“ – wenn auch nicht direkt positiv besetzt – ist durchaus etwas, 

das Verständnis und Empathie hervorruft, „Leidenschaft“ romantisiert die Tat. Die 

Verwendung des Begriffs „Mord“ hingegen löst völlig andere Emotionen und Bewer-

tungen in Lesenden aus. 

Auch der der Tat inhärente, patriarchale Besitzanspruch wird oft unkritisch über-

nommen und reproduziert, wenn davon gesprochen oder geschrieben wird, dass 

beispielsweise jemand „seine“ (Ex-)Partner*in getötet hat wie in der zitierten BILD-

Schlagzeile. Auch wenn der Hintergrund der Tat als Eifersucht oder Leidenschaft 

betitelt wird, statt zu benennen, dass das Motiv Misogynie ist, wenn der Täter davon 
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ausgeht, dass er einen Besitzanspruch auf die Frau* hat, reproduziert diesen zu-

grundeliegenden Besitzanspruch. In diesem Sinne urteilte auch der Bundesge-

richtshof (BGH) 2019, als er sich in einem Urteil dafür aussprach, dass die Trennung 

des Tatopfers als Umstand, der gegen die Niedrigkeit der Beweggründe des Täters 

spricht, gedeutet wird (vgl. BGH 2019). Das bedeutet, dass sich die vorangegan-

gene Trennung oder Trennungsabsicht der gewaltbetroffenen Person bei einem 

Femizid für den Täter als strafmildernd auswirken kann. An dieser Stelle wird wie-

derum deutlich, dass in der patriarchal organisierten Gesellschaft und ihren Institu-

tionen Verständnis für Gewalt durch Männer oft vor dem Schutzinteresse von 

Frauen* kommt – und wie wichtig daher die präzise Benennung von Tat und Tatmo-

tiven in der Berichterstattung ist.  

Ein weiterer wichtiger Aspekt bei der Betrachtung der medialen Darstellung von 

Femiziden ist, dass häufig eine Rassifizierung und Kulturalisierung von Femiziden 

stattfindet, meist einhergehend mit der Verwendung des Begriffs „Ehrenmord“ (vgl. 

Prasad 2011: 19ff.). Dieser Begriff wird mit der Tötung einer Frau* aus kulturell-

religiösen Gründen assoziiert – nur hier wird der Mord auch im Wort selbst sichtbar 

gemacht. Gemeint sind jedoch explizit nicht solche Motive, die sich in der weißen 

deutschen Mehrheitsgesellschaft verorten lassen, sondern vor allem Familien- und 

Rollenbilder, die meist pauschal der islamischen Religion oder „Kultur“ zugeschrie-

ben werden. Die Nationalität des Täters wird in der Berichterstattung explizit ge-

nannt, zum Beispiel wie folgt: „Kinder mussten mit ansehen, wie er seine Ehefrau 

ersticht – Wegen Mordes angeklagter Iraker heult vor Gericht“ (o.V. 2021). Der Mord 

wird in diesem Beispiel klar benannt. Die Benennung der Nationalität als einziges 

Merkmal der Person dient dazu, die Tat zu externalisieren und einer anderen, ver-

meintlich fremden Kultur und Religion zuzuschreiben. Diese Darstellung bedient 

Stereotype, die das Bild des aggressiven muslimischen Mannes entwerfen, es han-

delt sich bei dieser Form des Berichtens um antiislamischen Rassismus.  

Dieses Verständnis von Femiziden ist dabei nicht einzig in den Medien vorherr-

schend, sondern wird beispielsweise auch durch das BKA bedient. In dem von ihm 

veröffentlichten Bericht „Ehrenmorde in Deutschland 1996 – 2005“ werden „Ehren-

morde“ schon qua Definition kulturalisiert und externalisiert:  

„Ehrenmorde sind vorsätzlich begangene versuchte oder vollendete Tötungs-
delikte, die im Kontext patriarchalisch geprägter Familienverbände oder 
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Gesellschaften vorrangig von Männern an Frauen verübt werden, um die aus 
Tätersicht verletzte Ehre der Familie oder des Mannes wiederherzustellen. Die 
Verletzung der Ehre erfolgt durch einen wahrgenommenen Verstoß einer Frau 
gegen auf die weibliche Sexualität bezogene Verhaltensnormen.“ (Oberwitt-
ler/Kasselt 2011: 23) 

Durch die Definition über den Begriff der Ehre und die „patriarchalisch geprägten 

Familienverbände oder Gesellschaften“ wird sichergestellt, dass die Bezeichnung 

des Ehrenmords nicht auf deutsche Täter passt, da diese Begriffe ausschließlich 

anderen, meist muslimisch geprägten Kulturen zugeschrieben werden. So schluss-

folgert die Studie weiter und vermeintlich folgerichtig:  

„Die Täter können beinahe ausnahmslos einer schlecht integrierten ethnischen 
Unterschicht zugeordnet werden. Die Auswertung des Bildungs- und Berufssta-
tus ergibt das eindeutige Bild einer homogenen Gruppe von bildungsfernen und 
niedrig qualifizierten Migranten, die un- oder angelernte manuelle Tätigkeiten 
ausüben oder arbeitslos sind. Diese Ergebnisse können so zusammengefasst 
werden, dass die Ehrenmorde sozial in der marginalisierten ethnischen Unter-
schicht zu verorten sind, die am wenigsten gut in die deutsche Gesellschaft in-
tegriert ist. Das bedeutet im Umkehrschluss, dass dieses Phänomen in den so-
zial und wirtschaftlich stabilisierten und besser integrierten Einwanderermilieus 
praktisch nicht vorkommt. Auch wenn Ehrenmorde also kulturelle Wurzeln ha-
ben, darf nicht übersehen werden, dass – wie bei fast allen Gewaltphänomenen 
– soziale Benachteiligungen und mangelnde Bildung eine bedeutende Ursache 
sind.“ (Oberwittler/Kasselt 2011: 169) 

Hierbei wird ein einziges Phänomen verschieden geframet: Vermeintlich „deutsche 

Femizide“ sind Beziehungstaten, „ausländisch“ gelesene Femizide „Ehrenmorde“. 

Die dazugehörigen Assoziationen stehen sich meist diametral gegenüber. In einem 

Fall wird Verständnis und Empathie aufgebracht, im anderen wird Fremdartigkeit 

betont und ihr mit Verachtung begegnet.  

Effekt dieser Art der Darstellung ist, dass die Täterschaft bei Frauen*morden exter-

nalisiert wird. Diese Darstellung suggeriert und wird auch asylpolitisch so genutzt, 

dass Frauen*mörder von außen kommen und mit „fremder“ Kultur und Religion im-

portiert werden. Gewaltanwendende Männer tauchen als Schicksalsschlag und un-

erklärbarer Einzelfall aus dem Nichts auf und haben per se nichts mit der deutschen 

Gesellschaft zu tun. Dieser (meist antimuslimische) Rassismus dient nicht zuletzt 

dazu, „das Böse“ bei den Anderen zu verorten, die Täterschaft in der „eigenen“ Ge-

sellschaft zu verleugnen und sich selbst als Gruppe davon abzugrenzen. 

Dieser Prozess wird als Othering bezeichnet (vgl. Said 1978; Spivak 1985). Der 

dabei erzielte Effekt ist vor allem die Konstruktion eines Eigenen, in starker Abgren-

zung vom vermeintlichen Fremden, Gefährlichen, Wilden. Es gilt, sich selbst als 
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Gruppe zu konstituieren, mit positiv assoziierten Eigenschaften zu versehen und 

nach außen möglichst klar abzugrenzen. Die eigene Gruppe wird definiert und auf-

gewertet, indem die Gruppe der anderen definiert und abgewertet wird. Es handelt 

sich bei diesem Narrativ in Bezug auf Femizide jedoch um einen gefährlichen Trug-

schluss, der die Realität nicht adäquat wiedergibt und somit letztlich auch eine kor-

rekte Analyse der Ursachen verhindert. Inzwischen haben daher verschiedene In-

stitutionen Empfehlungen für Medienschaffende herausgegeben, die Möglichkeiten 

aufzeigen, über Femizide angemessen zu berichten. Eine Zusammenfassung und 

weiterführende Informationen finden sich beispielsweise in der von der Rosa-Lu-

xemburg-Stiftung herausgegebenen Publikation „#keinemehr – Femizide in 

Deutschland“ (vgl. Dyroff et al. 2020: 33ff).  

In vielen Publikationen des öffentlichen Diskurses wird also das Bild von schicksal-

haften Einzelfällen gezeichnet, wenn Frauen* aufgrund geschlechtsbezogener Mo-

tive umgebracht werden. Noch ist es die Ausnahme, dass medial von Femiziden 

gesprochen wird und die geschlechtsbezogene Gewalt erwähnt wird. Öfter spielt die 

Nationalität des Täters eine Rolle und entscheidet darüber, ob es sich um eine Fa-

milientragödie oder einen Ehrenmord handelt. Im weiteren Verlauf der Arbeit werde 

ich darlegen, warum diese Analysekategorien unzutreffend sind und inwiefern die 

Betrachtung der geschlechtsbezogenen Gewalt und die Verwendung des Begriffs 

Femizid einen angemesseneren Umgang mit dem vorliegenden Phänomen darstel-

len.  

 

2.3 Die Datenlage zu Femiziden  

Im folgenden Unterkapitel werde ich vorhandene Daten und Statistiken betrachten 

und darlegen, was sie über häufige Ursachen, Hintergründe, Beziehungsgeflechte 

und Motive aussagen, wenn es in Deutschland zu Femiziden kommt. Ziel ist, ein 

möglichst vollständiges Bild der Realität von geschlechtsspezifischer Gewalt und 

Morden zu zeichnen. 

Offizielle Zahlen zur Prävalenz von Femiziden in Deutschland liefern Kriminalstatis-

tiken der Polizei. Dabei ist Femizid keine eigene Kategorie der Kriminalstatistiken, 

weswegen Zahlen nur näherungsweise genannt werden können. Laut BKA wurden 
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2021 121 Frauen* von ihrem (Ex-)Partner getötet, was einen Anhaltspunkt für die 

Prävalenz von Femiziden in Deutschland bietet. Seit 2011 wird in der Polizeilichen 

Kriminalstatistik (PKS) des Bundeskriminalamts die Beziehung zwischen Täter*in 

und Opfer miterfasst und aufgeführt. Diese Neuerung geschah auf Druck von 

Frauen*häusern, Beratungsstellen und anderen zivilgesellschaftlichen Akteuren, 

die die Erhebung aussagekräftiger Daten zu geschlechtsspezifischen Tötungen for-

derten, nachdem jahrelange Erfahrungen zeigten, dass Frauen* in hohem Maße in 

(Ex-)Partnerschaften getötet wurden und werden (vgl. Dyroff et al. 2020: 17). Seit 

2015 gibt es daher auch eine jährliche kriminalstatistische Auswertung von Partner-

schaftsgewalt durch das BKA.  

In den Statistiken nicht erfasst werden jedoch Menschen, die aus der binären männ-

lich/weiblich Kategorie fallen. So werden zum Beispiel trans Frauen* vor der Um-

schreibung der Personalien als „männliche Opfer“ erfasst, ohne dass das möglich-

erweise vorliegende transfeindliche Tatmotiv mit aufgenommen wird. Unklar ist au-

ßerdem, inwiefern sogenannte „erweiterte Suizide“ aufgenommen werden (vgl. Dy-

roff et al. 2020: 17). Mit diesem durchaus zu problematisierenden Begriff wird be-

zeichnet, wenn der Täter nach dem Mord an nahestehende Personen, meist Kin-

dern und (Ex-)Partner*in Suizid begeht – medial eine häufig als „Familiendrama“ 

betitelte Tat, die jedoch als Mord klar benannt werden sollte. Außerdem unbeachtet 

in der Statistik bleiben Femizide außerhalb von Beziehungen, zum Beispiel an 

Sexarbeiter*innen. Nach Nationalität/Herkunft bei den Tätern wird jedoch unter-

schieden, was die oben bereits beleuchtete Schwerpunktsetzung des BKA wider-

spiegelt.  

Wie viele Tötungen von Frauen* Femizide sind, lässt sich demnach aus diesen Da-

ten nicht erschließen, da die Motive und genaueren Umstände unklar bleiben. Auch 

lässt sich umgekehrt nicht automatisch jede Tötung einer Frau* durch den (Ex-)Part-

ner als Femizid bezeichnen. Die hier erfassten Daten bieten also einen Anhalts-

punkt für die Erhebung zu Femiziden. Der Forderung nach aussagekräftigen Statis-

tiken als Grundlage für eine Bewertung von Risikosituationen und -gruppen und da-

mit effizienter Prävention entsprechen sie jedoch nicht:  

„Das Ausmaß von Partnergewalt kann nur näherungsweise über Dunkelfeldstu-
dien (auch Gewaltprävalenzstudien genannt) erfasst werden; aufgrund von Ta-
buisierungen wird es weit überwiegend nicht institutionell, zum Beispiel bei Po-
lizei und Unterstützungssystemen, sichtbar.“ (Schröttle 2017: 1) 
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Ob es im Vorfeld eines Tötungsdelikts Ermittlungsverfahren wegen häuslicher Ge-

walt gab, erhebt nur Sachsen-Anhalt (vgl. Backes/Bettoni 2021: 32), obwohl ver-

schiedene Studien nahelegen, dass stattfindende häusliche Gewalt in einer Bezie-

hung der größte Risikofaktor für Frauen* ist, Opfer von Femiziden zu werden (vgl. 

Campbell et al. 2003; Spencer 2018). Alle anderen Bundesländer erheben diese 

Daten nicht oder geben mit Verweis auf personenbezogene Daten keine Auskunft 

(vgl. Backes/Bettoni 2021: 32). 

Aus diesem Grund werden von verschiedenen Stellen alternative Datenbanken ent-

wickelt, die Aufschluss über Motive und Hintergründe von Femiziden geben sollen. 

So gründete beispielsweise die Sozialwissenschaftlerin Monika Schröttle mit inter-

nationalen Kolleg*innen die europäisch-israelische Femizid-Datenbank European 

Observatory on Femicide, die Pressemitteilungen, Polizeimeldungen und Informati-

onen des BKA und aus Gerichtsverfahren zusammenführt und im Hinblick auf ver-

besserte Prävention auswertet. Für die Jahre 2019 und 2020 betrachtet Schröttle 

mit Kolleg*innen für eine Studie zu Femiziden 360 Fälle, das würde für eine durch-

schnittliche Anzahl von 180 Femiziden pro Jahr sprechen – deutlich mehr als die 

rund 120 erhobenen jährlichen Fälle des BKA.  

Ergebnisse dieses Projekts sind außerdem, dass in Deutschland fast zwei Drittel 

der Tötungen von Frauen* Femizide innerhalb einer (Ex-)Partnerschaft oder im Kon-

text von sexualisierter Gewalt oder Prostitution sind, also eindeutig in patriarchale 

Kontexte von Macht und Kontrolle über Frauen* eingebettet sind. Außerdem konnte 

herausgefunden werden, dass Frauen* aller Altersklassen durch Femizide getötet 

wurden. Weiterhin konnte die „Ehrenmord“-Statistik des BKA nicht bestätigt werden: 

„No indication for a greater risk for ethnic minority women was found“ (Schröttle/Ar-

nis/Paust/Pölzer 2021: 32).  Außerdem stellen sie gegensätzlich zur „Ehrenmord-

Studie“ fest: 

„ […] no indication was found that unemployed men or those with a low occu-
pational status or men with a migration background are more present in the 
sample than in the average population. For 22% of the perpetrators, an ethnic 
minority background was identified; this is not higher than the average rate in 
the population. The list of occupations of the perpetrators shows a high number 
of men working in skilled jobs and also in management positions.” (Ebd.: 34) 

Bestätigt werden konnte, dass die Täter von Femizid-Fällen zu 99% männlich sind 

(vgl. ebd.: 33). Diese Ergebnisse sprechen für die Benennung des Phänomens als 
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Femizid. Hierbei liegt die Betonung auf der Dimension und der Analysekategorie 

des Geschlechts, nicht auf der der Herkunft, Religion oder Kultur und rassistischen 

Zuschreibungen. 

  

2.4 Femizide im Kontext der Gewaltforschung 

Es gibt verschiedene typische Verlaufsformen von Femiziden mit ähnlichen Moti-

ven, die meist mit einem dem Täter inhärenten Besitzanspruch einhergehen. Bei-

spielsweise im Fall der unerwiderten Liebe einer Sexarbeiterin, bei der der Täter ihr 

nachstellt, sie stalkt und schließlich gewalttätig wird bis hin zur Tötung. Diese Ver-

laufsformen sind gesellschaftlich relevant, aber schlechter erforscht und kommen 

statistisch betrachtet in Deutschland deutlich weniger häufig vor als Tötungen in 

engen sozialen Beziehungen (vgl. ebd.). Ihr Zuhause bleibt für Frauen* der gefähr-

lichste Ort (vgl. Mlambo-Ngcuka 2019). 2019 und 2020 wurden in Deutschland 

Femizide in 63% der Fälle vom Partner oder Ex-Partner der Frauen* begangen, in 

14% von einem Familienmitglied (vgl. Schröttle et al. 2021: 29f). Daher und auf-

grund der Begrenztheit dieser Arbeit konzentriere ich mich im weiteren Verlauf auf 

die Analyse von Femiziden im Rahmen einer (Ex-)Partnerschaft. 

Für den häufigsten Verlauf eines Femizids als Tat durch den (Ex-)Partner – im Eng-

lischen als Intimate Partner Femicide (IPF) bezeichnet – lassen sich prototypische 

Verläufe rekonstruieren, wie sie die Kriminologin Jane Monckton-Smith auf Grund-

lage britischer Daten entworfen hat. Sie hat untersucht, inwiefern das Narrativ crime 

of passion – Femizid verstanden als spontane Reaktion auf eine Provokation – em-

pirisch betrachtet Bestand hat. Sie arbeitete dabei heraus, dass es sich in den meis-

ten Fällen eben nicht um eine spontane Übersprunghandlung handelt, sondern der 

Femizid meist verknüpft war mit vorhergehender häuslicher Gewalt, Stalking und 

einer vorbereiteten Tötungsabsicht.  

Monckton-Smith stellt in ihrer Studie folglich ein acht-Phasen-Modell vor, das den 

typischen Verlauf einer Beziehung, die im Femizid durch den (Ex-)Partner endet, 

beschreibt. Es beginnt mit der Vorgeschichte des Täters, der möglicherweise bereits 

durch Stalking oder (häusliche) Gewalt auffällig geworden ist und Kontrollverhalten 

zeigt. Das zweite Stadium ist die frühe Beziehungsphase, die schnell sehr 
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verbindlich und bindend ist. Dies geht einher mit der sozialen Isolation der Frau*, da 

die Partnerschaft einnehmender wird und andere soziale Beziehungen an Wichtig-

keit verlieren. Im weiteren Verlauf entwickelt sich das dritte Stadium der Kontrolle, 

in der die Beziehung fest etabliert ist. Kontrolle, Gewalt, sexuelle Aggression, Be-

sitzanspruch und Eifersucht haben sich verfestigt. Auch das explizite Androhen der 

Tötung ist in diesem Stadium bereits typisch.  

Das vierte Stadium ist eine Zäsur: der Kontrollverlust als Mord-Trigger. Angst vor 

Trennung, tatsächliche Trennung, finanzielle oder gesundheitliche Probleme oder 

eine Situation, die Rachegelüste entfacht, können mögliche Auslöser sein, ebenso 

wie Arbeitslosigkeit, Renteneintritt oder unterstellte Untreue. Stadium fünf ist die 

Eskalation: Das problematische Verhalten des Täters häuft sich, wird schwerwie-

gender, er versucht, die Kontrolle wiederherzustellen. Bitten und Weinen sind 

ebenso Strategien wie Gewalt(-androhungen), Stalking, Tötungs- und Suiziddro-

hungen. Im nächsten, sechsten Schritt kommt es zum Sinneswandel, der Täter 

empfindet einen endgültigen Kontrollverlust, z.B. durch einen Statusverlust 

und/oder neue Beziehung des Opfers, er entwickelt Mordgedanken. Anschließend 

plant er den Mord, sucht nach Waffen, stalkt weiter und versucht, das Opfer zu iso-

lieren. Schließlich im achten Stadium führt er den Mord durch. Typisch ist hierbei 

die versuchte Inszenierung der Tat als Unfall, Notwehr oder Suizid und das Victim-

Blaming durch den Täter – also der Versuch, die Schuld für das Geschehene dem 

Opfer zuzuschreiben (vgl. Monckton-Smith 2020: 23). 

Dieser Verlauf ist stereotyp und nicht zwangsläufig chronologisch stringent. Monck-

ton-Smith schlussfolgert:  

“The […] positive message might be that the coercive control discourse sug-
gests these homicides are predictable, and therefore there may be opportunities 
for prevention. In the eight-stage progression travel through all eight stages is 
not inevitable.” (Monckton-Smith 2020: 23) 

Femizide sind also Taten, die nicht wie medial oft vermittelt wird, spontan und „aus 

Leidenschaft“ begangen werden, sondern vielmehr sind sie meist in langjährige, ge-

waltvolle Beziehungen eingebettet, in der der Mann dominiert und kontrolliert. So 

stellt auch Monika Schröttle fest, deren Forschungsschwerpunkt u.a. interdiszipli-

näre Gender- und Gewaltforschung ist: Zum Femizid kommt es meist, wenn die 

Frau* sich vom Partner trennt oder eine Trennungsabsicht kundtut, was einem Kon-

trollverlust des Mannes gleichkommt (vgl. Femizide in Deutschland. Getötet, weil 
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sie Frauen sind 2021). Daher werde ich im Folgenden explizit auf Grundlagen der 

Gewaltforschung und im weiteren Verlauf auf den geschlechtsbasierten Teil der Ge-

walt eingehen, die den Mord an einer Frau* zum Femizid macht.  

Michael P. Johnson hat Schweregrade von häuslicher Gewalt definiert, die sich ins-

besondere mit Blick auf Femizide in Form von IPF als hilfreich erweisen: Er unter-

scheidet zwischen Intimate Terrorism, Situational Couple Violence, Violent Re-

sistance und Mutual Violent Control (vgl. Johnson 2006; 2008). Johnson begegnet 

hiermit auch der These der Gendersymmetrie bei Gewalt in Paarbeziehungen (vgl. 

auch Schröttle 2010): Bei der Situational Couple Violence sind Frauen* als Täterin-

nen statistisch stärker vertreten als bei den gravierenderen Gewaltformen des Inti-

mate Terrorism und der Coercive Control (dt.: zwanghafte Kontrolle), die sich durch 

Dominanz, Unterdrückung und Kontrolle auszeichnen (vgl. Stark 2007) und die im 

extremsten Fall mit der Tötung der gewaltbetroffenen Person endet. Auch das all-

tägliche Kontroll- und Dominanzverhalten des Intimate Terrorism z.B. durch Ein-

schüchtern, Demütigen, Isolieren und Bedrohen kann Gewaltbetroffenen langfris-

tige und traumatisierende Schäden zufügen und im Extremfall mit der Tötung enden 

(vgl. O’Leary/Maiuro 2001). Evan Stark (2007), der den Begriff Coercive Control 

geprägt hat, betont auch die politische Dimension dieses Gewaltmusters, da es die 

Durchsetzung patriarchaler Unterdrückung innerhalb von Paarbeziehung manifes-

tiert. 

All diese Gewaltformen werden im Deutschen unter den Begriffen „Partnerschafts-

gewalt“ oder häufiger „häusliche Gewalt“ subsummiert. Typischerweise verläuft die 

Gewalt in Paarbeziehungen zyklisch bzw. spiralförmig: Nach Gewaltausbrüchen 

folgt eine Honeymoon Phase, in der die gewaltausübende Person sich reuig zeigt 

und Besserung gelobt (vgl. Walker 1979). Dann beginnt der Spannungsaufbau bis 

zum erneuten Gewaltausbruch. Von Gewaltspirale wird gesprochen, um zu verdeut-

lichen, dass die Abstände zwischen den Phasen sich bei der Partnerschaftsgewalt 

typischerweise verkürzen und die Gewalt selbst immer gravierender wird.  

Um diese Abwärtsspirale durchbrechen zu können, ist es insbesondere für Fach-

kräfte der Sozialen Arbeit essenziell, Gewaltmuster zu kennen und voneinander un-

terscheiden zu können (vgl. Meshkova 2020). Dass Partnerschaftsgewalt deutlich 

häufiger vorkommt, als den meisten bewusst ist, zeigt eine aktuelle, in Sachsen 
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durchgeführten Dunkelfeldstudie: Mehr als die Hälfte der Befragten mit Beziehungs-

erfahrung gab an, im Laufe ihres Lebens mindestens einmal psychische, körperli-

che oder sexualisierte Gewalt in einer festen Beziehung erfahren zu haben (vgl. 

Baer/Kruber/Weller/Seedorf/Bathke/Voß 2023: 62). 

Wie im bisherigen Verlauf der Arbeit hergeleitet wurde, handelt es sich bei Femizi-

den um eine geschlechterbezogene Form von Gewalt, die im Kontext der patriar-

chalen Machtstruktur der Gesellschaft betrachtet werden muss. Neben der höheren 

statistischen Prävalenz von Gewalt von Männern gegen Frauen* gilt es daher au-

ßerdem die strukturelle Dimension von Gewalt zu betrachten: „Gewaltausübung ge-

gen Frauen im ‚sozialen Nahraum‘ [...] bzw. Gewalt gegen mit dem Täter ‚bekannte‘ 

Frauen [...] ist geschichtlich betrachtet ein ‚normales‘ Element der bürgerlichen Ehe 

mit allerdings weit zurückreichenden historischen Wurzeln“ (Müller/Schröttle 2012: 

669). 

Müller und Schröttle weisen außerdem auf Forschungsergebnisse hin, die eine Un-

terscheidung zwischen Gewalt als spontanem Konfliktverhalten und systemati-

schem Gewalt- und Kontrollverhalten vorschlagen (vgl. Gloor/Meier 2012, zit. nach 

Müller/Schröttle 2012: 673). Erstere findet nicht fortgehend statt und versetzt die 

gewaltbetroffene Person nicht in eine unterlegene Position. Dies unterscheide die-

sen Gewalttyp vom zweiten, in welchem ein Paarteil wiederholt Gewalt androht 

und/oder ausübt und in Verbindung mit Einschüchterung und repressivem Verhalten 

den anderen fortwährend in eine unterlegene Position versetzt. Diese Form der Ge-

walt zielt auf totale Kontrolle und Macht über das Gegenüber. Die Autorinnen 

schlussfolgern: „Dieser Gewalttyp […] grenzt Gewalt gegen Frauen von der gegen 

Männer ab und markiert damit eine heute noch aktuelle Differenz“ (Müller/Schröttle: 

673). In diesem Sinne sind Femizide als extremste Form patriarchaler Gewalt zu 

verstehen, da sie auf totale Kontrolle der gewaltbetroffener Frauen* zielt und ihnen 

ihre Existenz als solche gewaltvoll nimmt. 
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2.5 Zwischenfazit  

Im ersten Teil der Arbeit konnte ich eine theoretische Verortung des gesellschaftli-

chen Phänomens „Femizid“ herausarbeiten. Bereits die Begriffsklärung zeigt dabei, 

dass es den Personen, die den Begriff Femizid vor Jahrzehnten etabliert und ge-

prägt haben, um die Hervorhebung des Machtaspekts im Geschlechterverhältnis-

ses ging. Durch die Betrachtung der medialen Darstellung und der unzureichenden 

Datenlage von Morden an Frauen* in Deutschland aktuell wurde umso deutlicher, 

dass die Nutzung des Begriffs Femizid notwendig ist, wenn die Bedeutsamkeit die-

ses Phänomens politisch anerkannt werden soll.  

Auch um sich von rassistischen Begründungsmustern abzugrenzen, bietet sich die 

Analysekategorie „Femizide“ an, da sie auf den geschlechtsspezifischen Macht-as-

pekt der Taten verweist, statt auf ethnische oder religiöse Begründungsmuster zu 

zielen.  

Betrachtet man schließlich die Ergebnisse der Gewaltforschung und typische Ver-

läufe von Femiziden und ordnet sie in den gesellschaftlichen Kontext von patriar-

chalen Machtdynamiken ein, so gelangt man zu dem Schluss, dass Femizide die 

„Spitze des Eisbergs“ bilden. Sie sind die extremste Form von patriarchaler Gewalt, 

Misogynie und/oder Queerfeindlichkeit. Bei geschlechtsspezifischer Gewalt geht es 

letztlich immer um Macht und Kontrolle von Männern. Meist ist der vermeintliche 

Verlust dieser Kontrolle dann Auslöser für Gewalt, die im schlimmsten Fall tödlich 

verläuft. 

Diese Ergebnisse bedeuten auch, dass wir gesellschaftlich und insbesondere in der 

Sozialen Arbeit ein besonderes Augenmerk auf Femizide, die ihnen zugrunde lie-

genden patriarchalen Strukturen und den ihnen vorhergehenden und verwandten 

Gewaltformen legen sollten. Dieses Bewusstsein beginnt mit der präzisen Benen-

nung des Phänomens als Femizide.  
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3 Femizidprävention als Thema der Sozialen Arbeit 

Im folgenden Teil der Arbeit werde ich aufbauend auf den Ausführungen im 

vorhergehenden Kapitel mögliche Präventionsmaßnahmen gegen Femizide in der 

Sozialen Arbeit darstellen. Dabei werde ich Präventions- und Interventionsformen 

gegen Femizide in die verschiedenen bestehenden Arbeitsfelder mit verschiedenen 

Zielgruppen und Methoden einordnen und erläutern.  

Die in Kapitel 2 dargestellte theoretische Betrachtung des gesellschaftlichen Phä-

nomens Femizid zeigt, dass Voraussetzung für Femizidprävention ist, dass die Ri-

sikosituation als solche erkannt und benannt wird. In der Sozialen Arbeit gilt es auf-

bauend auf der Analyse von Femiziden daher, in der Praxis einen spezifischen Ge-

waltschutz zu etablieren und verschiedene Zielgruppen zu adressieren. Wirksame 

Präventions- und Interventionsmaßnahmen richten sich dabei nicht zwingend und 

ausschließlich speziell gegen Femizide, sondern meist allgemein gegen ge-

schlechtsspezifische, insbesondere gegen häusliche bzw. Partnerschaftsgewalt, da 

insbesondere Femiziden in intimen (Paar-)Beziehungen oft andere Formen der Ge-

walt vorausgehen. Daher kommen insbesondere den Beratungs- und Interventions-

stellen sowie Frauen*- und Schutzhäusern in der Sozialen Arbeit die Aufgabe des 

Gewaltschutzes und damit verbunden auch der Prävention von Femiziden zu, vor 

allem indem Gewaltbetroffene individuelle Hilfeangebote, Schutz und Unterstützung 

erhalten. 

Gleichzeitig muss an dieser Stelle auch betont werden, dass rund 40% der Femizide 

keine polizeilich registrierten Gewalthandlungen vorausgehen und der Femizid die 

erste bekanntwerdende Gewalthandlung darstellt (vgl. Greuel 2009). Dabei bleibt 

offen, inwiefern auch hier im Dunkelfeld im Voraus Gewalt stattgefunden hat, die 

den Behörden nicht bekannt geworden ist. Insofern gilt es aber auch die Arbeitsfel-

der der Sozialen Arbeit zu betrachten, die sich nicht explizit gegen Femizide richten, 

aber mit ihrer Arbeit einen Teil zur Gewalt- und Femizidprävention beitragen kön-

nen. Außerdem besteht im Gewaltschutz insbesondere, um Femizide zu verhin-

dern, auch eine besondere Notwendigkeit der Vernetzung mit anderen Organisati-

onen und (staatlichen) Institutionen zum Informationsaustausch und zur Interventi-

onskoordinierung. Die Einschätzung der Gefährdungslage und entsprechende 
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Reaktionen und Interventionen geschehen idealerweise in interdisziplinär abge-

stimmter Zusammenarbeit aller beteiligten Akteur*innen.  

Im Folgenden werde ich in der gebotenen Kürze beispielhaft die bestehenden Prä-

ventions- und Interventionsangebote der Sozialen Arbeit vorstellen und jeweils dar-

legen, was diese Angebote zum Ziel haben sowie was sie leisten können, um Ge-

waltschutz zu gewährleisten. Zunächst wird Öffentlichkeitsarbeit als eine Methode 

der Sozialen Arbeit dargestellt, welche das Ziel hat, Femizide gesamtgesellschaft-

lich zu thematisieren und für das Phänomen zu sensibilisieren. Danach fokussiere 

ich auf die Gewaltschutzangebote, die sich auf spezifische Risikosituationen bezie-

hen. Diese können zudem in Angebote für Betroffene und Angebote für Täter un-

terschieden werden. Meine Trennung der Unterkapitel ist dabei theoretischer Natur, 

denn Organisationen bieten in der Praxis meist verschiedene Angebote parallel an. 

Ich erhebe mit meiner Auflistung keinen Anspruch auf Vollständigkeit und nenne 

lediglich die relevantesten Beispiele. Anschließend werde ich anhand eines Exper-

tinnen-Interviews das Fallbeispiel einer Leipziger Koordinierungs- und Interventi-

onsstelle gegen häusliche Gewalt und Stalking vorstellen, die unter anderem Femi-

zidprävention betreibt. Schließlich werde ich auf Grundlage meinen Ausführungen 

einen Ausblick darauf geben, an welchen Stellen es gegenwärtig Raum für Verbes-

serungen im Gewaltschutz und zur Femizidprävention gäbe.  

 

3.1 Öffentlichkeitswirksame Arbeit 

Wenn Femizide als gesellschaftliches Phänomen des Patriarchats begriffen wer-

den, können sich präventive Maßnahmen an die Gesellschaft als Ganzes richten, 

statt sich auf die hilfesuchenden Individuen beziehungsweise von Gewalt betroffe-

nen Adressat*innen zu beschränken. Das kann beispielsweise mit Methoden der 

Öffentlichkeitsarbeit wie öffentlichkeitswirksamen Kampagnen geschehen, die das 

Ziel haben, über verschiedene Gewaltformen aufzuklären. Ein Beispiel, das spezi-

fisch Femizide zum Thema macht, ist die deutschlandweite Plakataktion anlässlich 

des Internationalen Tags zur Beseitigung von Gewalt gegen Frauen* am 25. No-

vember 2022 des Femicide Observation Center Germany (2022). Sie soll die Prä-

valenz von Femiziden verdeutlichen und zeigt einen typischen Femizid-Verlauf auf, 
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der im Gegensatz zum medialen Narrativ des plötzlichen Schicksalsschlags steht: 

„Erwürgt nach 27 Jahren Ehe“ ist auf einer Frau* in einem Leichensack zu lesen. 

Der erste Augenmerk der Betrachtenden liegt somit einerseits auf der Drastik der 

Tat durch das Zeigen einer Leiche, andererseits auf dem Täter, der kein Fremder, 

sondern ihr Ehepartner gewesen ist. Das Plakat klärt weiterhin in einem aufge-

druckten Text auf, dass Femizide keine Kategorie in der Polizeilichen Kriminalsta-

tistik sind und dass Partner nicht die einzige Tätergruppe seien, sondern auch an-

dere Familienmitglieder oder Nachbarn morden. Es wird thematisiert, dass obwohl 

die Zahl der erfassten tödlichen Partnerschaftsgewalttaten jedes Jahr dreistellig 

ist, dies nur einen Bruchteil der tatsächlichen Femizide abbildet, da Täter eben 

auch in anderer Beziehung zum Opfer stehen können als die, die vom BKA erfasst 

wird.   

Mit dieser Aktion im Straßenbild werden alle Mitglieder der Gesellschaft zur Ziel-

gruppe gemacht und es soll eine Sensibilisierung für das Thema stattfinden. Auch 

das Plakat des Leipziger Vereins Frauen für Frauen (Abbildung 1) am Anfang die-

ser Arbeit ist ein Beispiel für solche Öffentlichkeitsarbeit mit regionalem Bezug.  

Ein weiterer präventiver Ansatz der Sozialen Arbeit mit großer Zielgruppe ist die 

Nachbarschaftsarbeit. Sie richtet sich an einen spezifischen Stadtteil und will die 

Kenntnisse über und das Bewusstsein für häusliche Gewalt aller Bewohner*innen 

erhöhen. Dieser Gemeinwesenansatz wird in Deutschland aktuell vor allem von 

dem Projekt „StoP – Stadtteile ohne Partnerschaftsgewalt“ aktiv betrieben und geht 

von dem Ansatz aus, dass gute soziale Beziehungen generell Gewalt reduzieren. 

Das Projekt setzt daher auf Vernetzung der Menschen im Stadtteil, schafft Struk-

turen für Austausch und Empowerment und betreibt notwendige Aufklärungs-      

beziehungsweise Bildungsarbeit. Dabei liefern sie Informationen zur Erkennung 

von und zum konkreten Umgang mit häuslicher Gewalt im eigenen Umfeld (vgl. 

Stövesand 2020). 

Sozialarbeiterische Präventionsmaßnahmen gegen Femizide schließen auch viele 

andere themenübergreifende Arbeitsfelder ein. So kann zum Beispiel in der 

Schulsozialarbeit oder in Kindergärten Gewalt in der Familie thematisiert werden 

oder sollte im Gesundheitsbereich erkannt und angesprochen werden, wenn der 

Verdacht von Gewaltanwendung besteht. Sozialarbeiter*innen aller Arbeitsfelder 

sollten Fachwissen mitbringen, um Gewalt und besondere Gefahrensituationen 
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erkennen und entsprechend intervenieren zu können. Das gilt insbesondere, aber 

nicht ausschließlich für Mitarbeiter*innen in gewaltspezifischen Einrichtungen. 

Dazu kann es sinnvoll sein, Weiterbildungsangebote in Anspruch zu nehmen. Ein 

besonders niedrigschwelliges Angebot ist beispielsweise der kostenlose Online-

kurs zu häuslicher Gewalt des Universitätsklinikum Ulm (2022).  

 

3.2 Gewaltschutz 

Bei der Betrachtung der Möglichkeiten zur Femizidprävention zeigt sich, dass der 

theoretischen Konzeption und der praktischen Etablierung von Gewaltschutz eine 

wesentliche Rolle zukommt. Gewaltschutz bzw. konkrete Gewaltschutzmaßnahmen 

haben grundlegend die „Beendigung der Gewalt, Schutz und Unterstützung der Op-

fer und Bestrafung der Täter“ (Brückner 2020: 137) zum Ziel. Der Gewaltschutz in 

Deutschland ist vor allem durch das zivile Gewaltschutzgesetz von 2002 und poli-

zeiliche Schutzanordnungen wie die Wegweisung und das Näherungsverboten ge-

prägt. Diese bezwecken den Schutz von Personen im privaten bzw. häuslichen Be-

reich vor allen Formen von Gewalt. Einen neuen Impuls hat außerdem die soge-

nannte Istanbul-Konvention gesetzt, die 2011 vom Europarat beschlossen und 2018 

in Deutschland ratifiziert wurde. Darin wird festgelegt, dass Gewalt durch Präven-

tion, Opferschutz und Strafverfolgung entgegengewirkt werden soll (vgl. ebd.: 137). 

Die Istanbul-Konvention sieht in Artikel 51 präventive Maßnahmen gegen Gewalt in 

Form einer Gefährdungsanalyse und Gefahrenmanagement zur Verhinderung (wei-

terer) Gewalt, insbesondere der Tötung vor, erwähnt jedoch nicht gesondert Femi-

zide:  

„Die Vertragsparteien treffen die erforderlichen gesetzgeberischen oder sonsti-
gen Maßnahmen, um sicherzustellen, dass eine Analyse der Gefahr für Leib 
und Leben und der Schwere der Situation sowie der Gefahr von wiederholter 
Gewalt von allen einschlägigen Behörden vorgenommen wird, um die Gefahr 
unter Kontrolle zu bringen und erforderlichenfalls für koordinierte Sicherheit und 
Unterstützung zu sorgen.“ (Bundesministerium für Familie, Senioren, Frauen 
und Jugend 2019: 26) 

Hier wird die Rolle von Behörden genannt. Praktisch hat dies zum Beispiel die Weg-

weisung der gewaltausübenden Person aus der Wohnung durch die Polizei zur 

Folge. Aber auch Praktiken zur Hochrisikoeinschätzung bei polizeilichen Einsätzen 

zu häuslicher Gewalt wurden etabliert, die dann wiederum auch an kooperierende 
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Beratungsstellen der Sozialen Arbeit weitergeleitet werden. Trotz der Ratifizierung 

der Istanbul-Konvention gibt es in Deutschland keine gesetzgeberische Notwendig-

keit von Risikoeinschätzungen für die Soziale Arbeit, höchstens uneinheitliche 

Richtlinien. Außerdem haben Sozialarbeiter*innen vergleichsweise wenig Hand-

habe, wenn sie eine erhöhte Gefährdungslage diagnostizieren (vgl. Sondern/Pflei-

derer 2020).  

Daraus ergibt sich bei diesen Hochrisikofällen die besondere Notwendigkeit der Zu-

sammenarbeit mit anderen Arbeitsfeldern und Institutionen, die bei großer Gefähr-

dung entscheidend sein kann. Etablierte Instrumente der Gefährdungseinschätzung 

sind das Ontario Domestic Assault Risk Assessment, kurz ODARA-Bogen genannt 

(Mental Health Centre Penetanguishene 2005), und das Danger Assessment nach 

Jacquelyn Campbell (2003). Diese Fragebögen fragen verschiedene Risikofaktoren 

ab, stufen durch ein Punktesystem Hochrisikofälle ein und geben entsprechende 

Handlungsempfehlungen. Im Fallbeispiel werde ich sie noch ausführlicher vorstel-

len.   

Interventionsmaßnahmen Sozialer Arbeit gegen Femizide sind insbesondere Stel-

len mit der expliziten Aufgabe des Gewaltschutzes, hierbei wiederum insbesondere 

gewaltspezifische Beratungsstellen und Frauen*- oder Schutzhäuser. Da nicht je-

dem Femizid häusliche oder sonstige Gewalt vorausgeht, muss jedoch erneut vor 

dem Trugschluss gewarnt werden, dass das Thema ausschließlich in diesem Be-

reich beachtet werden muss. Auch Sozialarbeitende in anderen Arbeitsbereichen 

können in die Lage kommen, in einen Hochrisikofall involviert zu werden. Zielgrup-

pen der Gewaltschutzmaßnahmen sind hierbei grundsätzlich alle involvierten Per-

sonen: Gewaltbetroffene, aber auch Gewaltausübende und immer auch direkt oder 

indirekt betroffene Kinder in den jeweiligen sozialen Systemen.  

 

3.2.1  Die Zielgruppe der Gewaltbetroffenen  

Als erste Anlaufstelle für die Zielgruppe der Gewaltbetroffenen möchte ich ein Hilfs-

angebot nennen, das als sehr niedrigschwellig beschrieben werden kann und eine 

breite Zielgruppe anspricht: das „Hilfetelefon Gewalt gegen Frauen“. Es ermöglicht 

Gewaltbetroffenen rund um die Uhr kostenlose Beratung zu allen Formen der 
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Gewalt. Auf Wunsch kann an spezialisierte Unterstützungseinrichtungen vor Ort 

verwiesen werden und die Beratung kann anonym und mit Sprachmittlung erfolgen. 

Durch diese Barrierefreiheit sichert das Hilfetelefon einen niedrigschwelligen Zu-

gang zu einem ersten Gewaltschutz-Angebot, das an spezialisierte Stellen verwei-

sen kann.  

Als spezialisierte Gewaltschutzeinrichtungen sind an dieser Stelle Schutzhäuser zu 

nennen. Frauenhäuser3 als Schutzräume vor männlicher Gewalt wurden in den 

1970er Jahren in Deutschland aus der Frauenbewegung heraus in Selbstorganisa-

tion gegründet. Das erste autonome Frauenhaus entstand bundesweit 1976 in Ber-

lin. In Leipzig gründete der Verein Frauen für Frauen e.V. 1990 das erste solche 

Schutzhaus (vgl. Frauen für Frauen e.V. 2020). Ziel dieser Schutzräume ist es vor 

allem, in eine akute Krise zu intervenieren und Schutz vor Gewalt durch räumliche 

Trennung herzustellen. Außerdem wird während des Aufenthalts im Schutzhaus 

und oft auch darüber hinaus psychosoziale Beratung angeboten und versucht, Sta-

bilität und Selbstbestimmung der Klient*innen wiederherzustellen (vgl. Jocher 2020: 

149).  

Heute gibt es über 350 solcher Schutzeinrichtungen und über 750 Beratungsstellen 

deutschlandweit – diese sind jedoch überlastet und können die dauerhaft hohe 

Nachfrage nicht abdecken (vgl. Cruschewitz/Haentjes 2022: 95f.). Der Bedarf ist 

seit Jahren bekannt (vgl. Bundesministerium für Familie, Senioren, Frauen und Ju-

gend 2013; Zif 2018), doch erst 2020 wurde vom Bundesfamilienministerium ein 

Investitionsprogramm in Höhe von 120 Millionen Euro in Frauen*häuser aufgelegt, 

das nun langsam anläuft (vgl. Cruschewitz/Haentjes 2022). Orientiert man sich am 

in der Istanbul-Konvention festgelegten Standard von einem Familienplatz (ein Fa-

milienplatz entspricht 2,59 Betten) pro 10.000 Einwohner*innen, so fehlen aktuell 

über 14.000 Frauenhausplätze in Deutschland (vgl. Der Paritätische Gesamtver-

band 2023). Im schlimmsten Fall erhalten Frauen* auch in Hochrisikolagen daher 

keinen Schutzraum und können der Gewalt des (Ex-)Partners zum Opfer fallen, 

denn einen Rechtsanspruch auf einen Platz in einem Schutzhaus gibt es nicht. 

Ein weiteres, niedrigschwelligeres Angebot des Gewaltschutzes sind die Interven-

tions- und Beratungsstellen. Gewaltspezifische Beratungsstellen bieten bei 

 
3 Als historische Eigenbezeichnung an dieser Stelle nicht mit Sternchen gegendert. 
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häuslicher, sexualisierter und anderen Formen von Gewalt und Stalking Unterstüt-

zung und psychosoziale Beratung an. Auch sie wurden in den 1970er aus der Frau-

enbewegung heraus von Aktivist*innen und Betroffenen gegründet. Von Anfang an 

ging es darum, Gewalt gegen Frauen* nicht als individuelles Schicksal, sondern als 

gesamtgesellschaftliches Phänomen zu betrachten.  

Um mit der Grundannahme patriarchaler Herrschaftsformen individuelle Beratun-

gen durchführen zu können, herrscht bei der Beratungstätigkeit der Grundsatz der 

parteilichen und solidarischen Beratung der Gewaltbetroffenen. Gerade die in Part-

nerschaft erlebte Gewalt kann bei Betroffenen einen Vertrauens- und Selbstvertrau-

ensverlust zur Folge haben, was eine vertrauensvolle Beziehung zwischen Bera-

ter*in und Betroffenen umso wichtiger macht. Außerdem gehört die Ergebnisoffen-

heit der Beratung zu einer Grundannahme der Beratung, die sich an dem orientiert, 

was für die Klient*innen wichtig und erreichbar ist und nicht an von außen vorgege-

benen Ergebnissen (vgl. Soine 2020). Gerade aufgrund der Tatsache, dass die Ge-

walt in einer engen sozialen Beziehung stattfindet, verläuft der Weg aus der Gewalt 

für viele Betroffene nicht geradlinig, sondern ist sehr individuell: 65% der Frauen* 

trennen sich mehrfach vom gewalttätigen Partner, bevor sie ihn endgültig verlassen 

(vgl. Helfferich/Kavemann 2004). Professionelle Beratung kann neben Faktoren wie 

finanzieller (Un-)Abhängigkeit und ob es gemeinsame Kinder gibt oder nicht ein ent-

scheidender Faktor im Entscheidungsprozess zu einer möglichen Trennung sein 

(vgl. Jocher 2020). Es geht bei der Beratung in dieser Tradition also darum, Frauen* 

„bei der Wahrung oder Durchsetzung ihrer legitimen Ansprüche, z.B. auf körperliche 

Unversehrtheit, materielle Unabhängigkeit, selbstbestimmte Lebensgestaltung etc.“ 

(Sickendiek 2004: 773) zu unterstützen und zu begleiten. 

Eine weitere wichtige Zielgruppe, die ich an dieser Stelle nur anreißen kann, sind 

Kinder als Gewaltbetroffene. Sind Kinder in der (familiären) Gewaltsituation mit in-

volviert, bringt das oft weitere Hürden mit sich, wenn Gewaltbetroffene im Hilfesys-

tem nach Unterstützung suchen. Beispielsweise wird die Knappheit von Schutz-

hausplätzen umso gravierender, je mehr Betten eine gewaltbetroffene Person für 

sich und begleitende Kinder braucht. Außerdem muss betrachtet werden, dass Kin-

der auch von Gewalt betroffen sind, wenn sie sie „nur“ als Beobachter*innen erleben 

und nicht unmittelbar betroffen sind, was oft nicht anerkannt wird. Für gewaltbe-

troffene Kinder gibt es inzwischen eigene Angebote der Sozialen Arbeit in 
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Schutzhäusern und Beratungsstellen. An welchen Stellen noch Verbesserungsbe-

darf besteht und gerade auch Kinder im Hilfesystem nicht zu ihren Rechten kom-

men, erörtere ich später im noch im entsprechenden Unterkapitel.  

 

3.2.2  Die Zielgruppe der Gewaltausübenden  

Für effizienten Gewaltschutz müssen ergänzend zu Schutz- und Hilfsangeboten für 

gewaltbetroffene Personen auch die gewaltausübenden Personen eine Zielgruppe 

von Gewaltschutzmaßnahmen sein. Neben der juristischen Strafverfolgung gibt es 

auch ein sozialarbeiterisches Feld, das sich mit dieser Zielgruppe befasst: Die so-

genannte Täterarbeit ist in den 1970er Jahren in den USA entstanden. In den 90er 

Jahren hat auch in Deutschland ein Paradigmenwechseln stattgefunden, der Täter 

in den Blick nimmt, um häusliche Gewalt zu verhindern (vgl. Hafner 2012). In den 

letzten 30 Jahren wurden in der Täterarbeit Ursache-Wirkungsforschung betrieben 

und Methoden zur Gewaltrückfallprävention entwickelt.  

Ein Ergebnis dieser Arbeit ist der Standard der Bundesarbeitsgemeinschaft Täter-

arbeit Häusliche Gewalt e.V. (2018): „Arbeit mit Tätern in Fällen häuslicher Gewalt“. 

Grundannahmen der Täterarbeit mit gewaltausübenden Männern sind, dass die 

Rollenbilder der Geschlechter eine große Rolle spielen und dass die Gewaltanwen-

dung in diesem Kontext erlernt und erworben wurde. Da dieser Prozess meist schon 

in der Kindheit beginnt, nutzt die Täterarbeit auch Biographiearbeit und strebt einen 

langanhaltenden Prozess des Umlernens an. Weitere wesentliche Bestandteile der 

Täterarbeit im Kontext der häuslichen oder Partnerschaftsgewalt sind die Auseinan-

dersetzung mit und Verantwortungsübernahme für ihre Taten, das Einüben von Em-

pathie und des Zugangs zu den eigenen Gefühlen, sowie das Erlernen von gewalt-

freier Kommunikation und das Wahrnehmen von Grenzen. In Gruppensettings wird 

ein „alternatives, gewaltfreies Verhalten“ (Haefner 2012: 109) eingeübt. Außerdem 

wird gemeinsam ein Notfallplan für Situationen erarbeitet, in denen Gewaltanwen-

dung passieren könnte und während des Programms wird eine Gewaltverzichtser-

klärung vereinbart (vgl. Schmiedel 2020). Täterarbeit sollte dabei auch eine Gefähr-

dungseinschätzung vornehmen, die verschiedenen Gewaltformen einordnen kön-

nen, ein Bewusstsein für mögliche Femizide haben und Warnsignale erkennen kön-

nen (vgl. Hafner 2012). Beratungen im Rahmen der Täterarbeit können aus eigener 
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Motivation in Anspruch genommen werden oder von Gerichten und Jugendamt an-

geordnet werden.  

Nach diesem Exkurs über die Täterarbeit werde ich den Fokus nun wieder auf die 

Arbeit mit Gewaltbetroffenen legen.  

 

3.3 Fallbeispiel der Leipziger KIS 

Im Folgenden werde ich ein Expertinnen-Interview vorstellen, das ich mit einer So-

zialarbeiterin und Mitarbeiterin in der Koordinierungs- und Interventionsstelle gegen 

häusliche Gewalt und Stalking (KIS) in Leipzig geführt habe. Mein Erkenntnisinte-

resse lag dabei vor allem auf der Relevanz von möglichen Femiziden in ihrer Arbeit 

mit Fokus auf gewaltbetroffenen Frauen*.  

In der Sozialen Arbeit gibt es als spezielles Konzept gegen Femizide Ansätze zum 

sogenannten Hochrisikomanagement. Dieses werde ich anhand des Fallbeispiels 

vorstellen und aufzeigen, inwiefern die Möglichkeiten des Hochrisikomanagements 

in der KIS angewendet werden. Wie schon dargelegt wurde, gehen häusliche Ge-

walt und Stalking Femiziden häufig voraus, woraus sich ein besonderer Bedarf von 

Femizidprävention in diesem Arbeitsfeld ergibt. Interessant war hierbei für mich 

auch, wie die Kooperation mit anderen relevanten Akteuren abläuft, insbesondere 

vor dem Hintergrund, dass es von Bundesland zu Bundesland verschiedene Praxen 

gibt und aktuell neue Vorgehensweisen etabliert werden (vgl. Cruschwitz/Haentjes 

2021: 77f.).  

Zusammenfassend beschreibt die Sozialarbeiterin es als die Aufgabe der Koordi-

nierungs- und Interventionsstelle, an der Verhinderung von Femiziden und Gewalt 

im Allgemeinen mitzuwirken: 

„[…] letztendlich zielt ja auch da das Hochrisikomanagement hin. Also das muss 
man sich ja auch nochmal vor Augen halten, dass es da ja dann darum geht, 
eine Tötung abzuwenden oder eine schwere körperliche Gewalt abzuwenden. 
Und da reden wir noch nicht darüber, dass diese Personen verdammt nochmal 
das Recht haben, wieder ein freies, glückliches, friedliches Leben zu führen. […] 
das ist so dieser Weg, den die dann komplett […] alleine erst mal wieder gehen 
müssen und wo Institutionen greifen und irgendwie da sind, so zu sagen ‚Okay, 
jetzt irgendwie ein Notfall, ein Sicherheitsplan, dass erstmal hier nichts gravie-
rend Schlimmes passiert.‘“ 
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Der Hauptfokus in der KIS liegt dementsprechend in der akuten Krisenintervention, 

darauf die Gewaltspirale zu durchbrechen und kurzfristig Sicherheit herzustellen. 

Die Mitarbeiterin beschreibt den akuten Fall eines versuchten Femizids:  

„es gab gestern einen versuchten Femizid in Leipzig und wir warten jetzt gerade 
auf die Info, ob […] der Täter in Untersuchungshaft bleibt. Und falls nicht, dann 
würde hier die Maschinerie anlaufen, bestimmte Dinge zu tun, um vor allem 
auch die Kinder zu schützen […].“ 

In diesem Fall könnte eine Zusammenarbeit mit einem Schutzhaus, dem ASD, Be-

ratungsstellen für gewaltbetroffene Kinder und Jugendliche, der Polizei (insbeson-

dere den Opferschutzbeauftragten) und möglicherweise beteiligten Anwält*innen 

notwendig sein, um Gewaltschutz für die Betroffene und ihre Kinder herzustellen.  

Zu dem Zweck, die Gewaltspirale idealerweise zu unterbrechen, bevor es zum Tö-

tungsversuch kommt, gibt es eine von der Polizei erarbeitete Rahmenkonzeption 

zum Management von Hochrisikofällen häuslicher Gewalt und Stalking im Freistaat 

Sachsen. Diese legt fest, wie Hochrisikofälle festzustellen sind, wie mit ihnen um-

zugehen ist und wie die interdisziplinäre Zusammenarbeit ablaufen sollte. Dieser 

Leitfaden ist ein internes Dokument, daher nicht öffentlich einsehbar und wird aktuell 

noch nicht vollständig umgesetzt.   

Im Kontakt mit Gewaltbetroffenen wird zur Erkennung hochrisikobehafteter Fälle in 

der Leipziger Koordinierungs- und Interventionsstelle vor allem mit einem Gefähr-

dungsanalyse-Bogen nach Campbell gearbeitet. Dieser dient dazu, einschätzen zu 

können, wie groß die Gefahr für eine Gewaltbetroffene ist, von ihrem (Ex-)Partner 

getötet zu werden. Der Bogen fragt dazu verschiedene Indikatoren ab, die für ein 

erhöhtes Gefährdungsrisiko sprechen. Am Ende werden alle mit Ja beantworteten 

Fragen mit einem Punktesystem zusammengezählt, anhand dieser Summe die Ge-

fährdungssituation eingestuft und Handlungsempfehlungen gegeben. Neben Fak-

toren wie den Formen der stattfindenden Gewalt, Zugang zu Waffen, Suchtproble-

matiken oder anderen Erkrankungen und Kontrollverhalten des (Ex-)Partners lautet 

eine Frage „Glauben Sie, dass er in der Lage wäre, Sie umzubringen?“. Die Bera-

terin legt im Interview einen besonderen Fokus auf diese Einschätzung der gewalt-

betroffenen Person:  

„Das ist ein wahnsinnig wichtiger Faktor, das wirklich sehr ernst zu nehmen, weil 
das sind die Menschen, die mit diesen Personen zu tun hatten und die ein Ge-
spür dafür haben […]. Das ist einfach wirklich eine sehr relevante Frage. Gleich-
zeitig natürlich auch immer so eine Gratwanderung, weil ja eine Bagatellisierung 
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einer der wichtigsten Mechanismen zu so einem vermeintlichen Selbstschutz ist, 
ne!? Also sich vorzumachen, dass es nicht so schlimm ist und dass es schon 
irgendwie geht und dass ich es mit bestimmten Handlungen schon irgendwie 
unter Kontrolle halten kann, ist ja ein total fester Bestandteil von vielen Gewalt-
dynamiken […]. Und deswegen gibt es natürlich auch Situationen, wo die Person 
vielleicht sagen wird „Nee, ach, auf gar keinen Fall“ oder so, und wenn ich ir-
gendwie noch andere Anhaltspunkte habe und trotzdem zu dem Schluss kom-
men kann[, dass es sich um einen Hochrisikofall handelt]. Aber wiederum, wenn 
die Person sagt „Ja, auf jeden Fall, ich […] sehe das an seinem Gesicht, wenn 
der so austickt und ich traue dem das auf jeden Fall zu“, dann würde ich das 
immer absolut ernst nehmen.“  

Kommt es zu dem Schluss, dass es sich um einen Hochrisikofall handelt, wird zu-

nächst mit der betroffenen Person selbst gesprochen und ihr mitgeteilt, wie die Ge-

fährdungslage eingeschätzt wird. Insbesondere vor dem zitierten Hintergrund, dass 

die selbst erlebte Gewalt oft bagatellisiert wird, kann das bereits ein erster wichtiger 

Schritt zur Gewaltprävention sein. Nachdem die betroffene Person informiert wurde, 

würde im nächsten Schritt die Polizei informiert werden, die ein Näherungsverbot 

oder eine Wegweisung aussprechen kann, um Gewaltschutz herzustellen. Die Po-

lizei kann außerdem, wenn sie auch zu dem Schluss kommt, dass es sich um einen 

Hochrisikofall handelt, eine Fallkonferenz einberufen. Diese lädt alle Akteur*innen, 

die etwas zum Fall beitragen können, an einen Tisch ein. In der Praxis fand das in 

den letzten beiden Jahren nach dem Kenntnisstand der Interviewten in Leipzig je-

doch nur einmal statt, obwohl es 43 Hochrisikofälle in einem Jahr gab. Zu dieser 

Form des Hochrisikomanagement als standardisiertes Vorgehen in der polizeilichen 

Praxis gab es 2014 ein erfolgreiches Modellprojekt in Rheinland- Pfalz, das dort 

2018 etabliert wurde. Deutschlandweit gibt es sehr unterschiedliche Handhabungen 

von Hochrisikofällen (vgl. Cruschewitz/Haentjes 2021: 66-86).  

Die Mitarbeiterin der KIS beschreibt ihre Erfahrungen mit Fallkonferenzen und die 

Zusammenarbeit mit anderen Institutionen so:  

„[I]n der Theorie wäre es dann bestenfalls so, dass eben alle, die damit irgendwie 
befasst sind oder die irgendwas Sachdienliches beitragen können, sich dann zu 
einem Termin zusammenfinden, […] die*der Sachbearbeiter*in von der Polizei, 
Opferschutzbeauftragte bei Bedarf, wir von der KIS, vielleicht Anwält*innen, sei 
es Nebenklagevertretung, Familienrichter*in, wer auch immer, Staatsanwält*in-
nenschaft und […] angenommen die Person ist in […] einem Frauen*- und Kin-
derschutzhaus, dann auch noch von dort jemand oder so, also das ist total offen, 
vom Jugendamt jemand, wenn Kinder involviert sind […] es [geht] da dann eben 
wirklich darum […], dass jede Person so mit ihrem Fachfokus da mal auf den 
Tisch legt, was sie anbieten kann oder was sie […] für Infos hat zur Gefährdungs-
einschätzung und dann eben wirklich konkrete Absprachen getroffen werden, 
wie jetzt die nächsten Schritte sind, was die Möglichkeiten sind und sich dann 
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eben eigentlich auch nochmal verabredet wird oder auch nochmal so einen 
Nachbesprechungstermin gibt. Soweit die Theorie. [Beide lachen] Und in der 
Praxis ist es aber so, dass wir dann tatsächlich eben in diesen sogenannten 
Hochrisikofällen super eng mit den Opferschutzbeauftragten [der Polizei] zusam-
menarbeiten und da eben alles abstimmen. […] Also bzw. ist es so, dass eben 
bisher trotzdem der Kontakt auch zu diesen anderen Institutionen besteht, aber 
eben nicht im Sinne dieser Konferenz, sondern eben im Sinne von einem einzel-
nen Vernetzen. Also auch nicht nur in Hochrisikofällen, sondern auch oft sind wir 
dann natürlich mit den Anwält*innen mit Schweigepflichtentbindung im Gespräch 
oder waren das in Hochrisikofällen auch schon mit ‘nem Oberstaatsanwalt oder 
irgendjemandem. Also die Leute kommen dann trotzdem irgendwie zusammen, 
aber es wird eben anders gebündelt, nämlich dann eher bei uns durch so Einzel-
kontakte.“ 

Mit der Polizei hat die Koordinierungs- und Interventionsstelle eine Kooperations-

vereinbarung. Diese legt fest, dass nach Einsätzen und Anzeigeerstattungen zu 

häuslicher Gewalt und Stalking mit dem Einverständnis der Betroffenen eine Mittei-

lung an die Beratungsstelle gemacht wird, die sich dann schnell proaktiv mit den 

Betroffenen in Kontakt setzt und ein Beratungsangebot unterbreitet. Die Polizei füllt 

bei solchen Einsätzen standardmäßig den ODARA-Bogen aus, über dessen Ergeb-

nis sie die KIS informieren soll, wenn sich ein Hochrisikofall ergibt. Die Mitarbeiterin 

der KIS betont im Interview die große Rolle der Personalbesetzung bei der Umset-

zung solcher Regularien. In Leipzig gäbe es bei der Polizei „zwei Opferschutzbe-

auftragte […], die super hinterher sind, die super engagiert sind und womit sich auf 

jeden Fall auch nochmal einiges geändert hat“.  

Zusammenfassend lässt sich feststellen, dass das Hochrisikomanagement in der 

Koordinierungs- und Interventionsstelle schon damit anfängt, dass die Mitarbeiten-

den ein Bewusstsein für verschiedene Gewaltformen und -dynamiken haben und 

sich auch der Möglichkeit von tödlicher Gewalt in Form von Femiziden bewusst sind. 

Um die Gefährdungslage einschätzen zu können, nutzen sie einerseits die Selbst-

einschätzung der betroffenen Person, Tools wie den Danger Assessment Bogen 

und den engen Austausch mit anderen Institutionen, insbesondere der Polizei. 

Wenn eine hohe Gefährdungslage oder wie im genannten Beispiel sogar schon ein 

Tötungsversuch vorliegt, werden weitere Schritte mit Kooperationspartnern einge-

leitet, um Gewaltschutz herzustellen.  
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3.4 Lücken und Verbesserungspotentiale im Gewaltschutz 

Die Mitarbeiterin der KIS identifizierte während unseres Gesprächs verschiedene 

Problematiken, die in ihrer Praxis dafür sorgen, dass Gewaltschutz nicht optimal 

gelingt. Diese möchte ich im Folgenden benennen, um aufzuzeigen, wo es Verbes-

serungspotentiale im Gewaltschutzsystem gibt.  

Eine genannte grundlegende Problematik ist fehlendes Bewusstsein für ge-

schlechtsspezifische Gewalt. Die Interviewte führt aus, inwiefern fehlendes Wissen 

und falsche Vorstellungen verschiedener Berufsgruppen, die am Gewaltschutz be-

teiligt sind, dazu beitragen können, dass Betroffene sich nicht aus gewaltvollen Si-

tuationen und Beziehungen lösen können, sondern in der Gewaltspirale verbleiben: 

„[…] das zeigt sich natürlich einerseits bei der Polizei, wenn dann bestimmte 
Delikte, die eigentlich in diesen Kontext einzuordnen sind, nicht als solches er-
kannt werden oder eben, ja aus welchen Vorurteilen auch immer irgendwie ab-
getan werden […], also […] da einfach nicht schnell genug die notwendige 
Ernsthaftigkeit sozusagen dahinter ist und zeigt sich aber auch an anderen In-
stitutionen. Und das sind dann oft vor allem die, die mit den Kindern zu tun 
haben und eben den Fokus auf die Kinder haben, was unfassbar gut und richtig 
und wichtig ist und dann aber häufig so eine vermeintlich neutrale Haltung den 
Eltern gegenüber haben. Und einerseits zeigt sich da, dass es auch an der 
Stelle ein wahnsinnig täter*innenschützendes System gibt, also dass ganz mas-
siv eben die gewaltbetroffenen Personen, die im Großteil der Fälle eben die 
Mütter, also die Frauen* sind, in die Verantwortung genommen werden. Dass 
es zum Beispiel häufig Situationen gibt, wo sie dann, nachdem sie krasse Ge-
walt erlebt haben, Druck vom Jugendamt bekommen […] „So, und du musst 
jetzt dafür sorgen, dass die Kinder vor dem sicher sind. Und wenn du es nicht 
schaffst, dann werden die Kinder in Obhut genommen“ […]. Und das ist sozu-
sagen ein Problem mit den anderen Institutionen, dass dann auch in Erzie-
hungs- und Familienberatungsstellen usw. häufig diese Gewaltdynamik und 
diese Hierarchieunterschiede, die das eben mit sich bringt, also einfach diese 
Machtaspekte nicht so gesehen werden, sondern dass dann eben das als all-
gemeine Kommunikationsschwierigkeiten und „da müssen Sie beide was für 
tun“ und „was können Sie dann machen?“ und „er hatte ja auch eine schwere 
Kindheit“ und Pipapo. Also das klingt jetzt nach so Floskeln, aber das sind wirk-
lich Dinge, die sich gewaltbetroffene Menschen dann anhören müssen und sich 
dann natürlich einerseits überhaupt nicht verstanden und gleichzeitig auch 
überhaupt nicht sicher fühlen in solchen Räumen. Also gemeinsame Beratung 
in einer Erziehungs- und Familienberatungsstelle nach häuslicher Gewalt ist 
einfach nicht angezeigt zum Beispiel […]. Das [zeigt sich] natürlich nicht zuletzt 
auch bei Gerichten[...]. Da gibt es ohnehin ein riesiges Problem darin, dass 
Richter*innen sich häufig nicht weiterbilden und daher auch immer gerne den 
Vorwand der Unabhängigkeit sozusagen nutzen, um das nicht zu tun […]. 
[A]ber dass es da eben auch diesen vermeintlichen Fokus auf‘s Kind gibt, der 
ja auch total untergräbt, dass natürlich die Gewalt, die miterlebt wurde, auch 
wenn ich da selber körperlich oder von mir aus auch in Form einer direkten 
Beleidigung oder so als Kind nichts abbekommen habe, das natürlich sich TO-
TAL auf meine Entwicklung und auf meine emotionale Gesundheit auswirkt. 
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Aber das wird häufig nicht so betrachtet. Plus natürlich dieser Punkt, dass wir 
immer wieder die Schwierigkeit haben, Gewaltschutzbeschluss, also eigentlich 
Kontakt- und Annäherungsverbot und dann gibt es eine Umgangsregelung, wo 
dann die Umgangsübergabe im Wohnraum der Mutter sozusagen stattfinden 
soll […] Also einfach so jeglicher Schutz ausgehebelt wird. Und da eben immer 
dieser Umgang Vorrang hat oder da […] sehr stark hingewirkt wird, dass eben 
Väter auch unter allen Umständen, solange sie nicht wirklich massiv das Kind 
direkt misshandelt haben, diesen wahrnehmen können und das natürlich ganz 
viele Schwierigkeiten mit sich bringt. Genau, das ist ein großes Problem.“ 

All diese Beispiele aus ihrer Berufspraxis zeigen deutlich, dass es insbesondere für 

Sozialarbeitende, aber auch für andere Berufsgruppen notwendig ist, übliche Ge-

waltmuster und -dynamiken zu kennen und erkennen zu können. Die Sozialarbeite-

rin führt weiter aus, dass insbesondere Femizide viel zu wenig im Bewusstsein vieler 

Menschen seien:  

„[…] tatsächlich ist das, glaube ich, […] leider noch ein Alleinstellungsmerkmal 
von eben Interventionsstellen […] mit dem Bewusstsein [zu arbeiten], dass Per-
sonen von ‘ner geschlechtsbasierten Tötung betroffen sein KÖNNTEN, dass 
das realistisch am äußersten Ende dieser Gewalt, die die erleben, passieren 
kann. Und das ist natürlich auch etwas, was häufig für viele andere Personen 
auch in der Sozialen Arbeit total weit weg ist. Also aus unterschiedlichen Grün-
den wird es ja gerne mal irgendwo anders hin ausgelagert. Aber zu sagen, das 
ist eine reale […] Gefahr für Frauen*, für weiblich gelesene Personen in 
Deutschland, ist einfach auch enorm wichtig, und daraufhin dann eben auch 
seine Interventionen auszulegen und sich wirklich auch nochmal vor Augen zu 
halten, wir reden hier über nichts Geringeres […] am Ende des Tages.“  

Mit diesem Bewusstsein bietet die Koordinierungs- und Interventionsstelle auch Be-

ratungen für andere Institutionen an und führt zusammen mit einer Täterberatungs-

stelle regelmäßig Schulungen bei der Polizei durch. Aber auch Justiz, andere Sozi-

alarbeitsbereiche (insbesondere die erwähnten Erziehungs- und Familienbera-

tungsstellen z.B.) sollten zu geschlechtsspezifischer Gewalt und Femiziden ge-

schult sein, um effektiven Gewaltschutz und Femizidprävention leisten zu können.  

Ein weiterer zu problematisierender Faktor, den die Interviewte nennt, ist die grund-

legende Funktionsweise des Gewaltschutzsystems selbst. Sie betont, dass es not-

wendig wäre, die alleinige Verantwortung zur Beendigung der Gewalt weg von den 

Gewaltbetroffenen zu nehmen und den Gewaltausübenden zu übertragen. Eine 

Studie zeigt, dass Betroffene von häuslicher Gewalt im Schnitt gut sieben verschie-

dene Institutionen mindestens einmal kontaktieren, wenn sie versuchen, Gewaltfrei-

heit herzustellen (vgl. Gloor & Meier 2014).  
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„[…] den Spieß so ein bisschen umzudrehen und zu sagen ‚Okay, und jetzt 
muss nicht die Person, die die Gewalt erlebt hat, sämtliche Kraft, Energie, Geld, 
Zeit aufbringen und von A nach B rennen, um alles zu organisieren und um 
irgendwie Schutz herzustellen‘ […]. Also das ist unvorstellbar, was da an Auf-
gaben und was da an Anlaufstellen alles auf einen wartet. Sondern es toll wäre, 
wenn es ein System gäbe, was das zumindest irgendwo bündelt oder ganz vie-
les davon abnimmt. Also wenn es mehr Automatismen gäbe und eben wirklich 
die Gewalt ausübende Person [es ist], die sich dann beweisen muss. […] ‚Okay, 
und jetzt bist du dran zu zeigen, was du dafür tust, damit sich niemand mehr 
Sorgen machen muss, dass du nochmal gewalttätig wirst.‘“  

Die interviewte Sozialarbeiterin plädiert für den Ausbau von (verpflichtender) Täter-

arbeit und ein Umdenken an den verschiedenen Stellen des Justizsystems. Ein wei-

terer Ansatz wäre es, die Beweispflicht umzukehren, sodass die gewaltausübende 

Person nachweisen muss, dass sie niemandem Schaden zufügt, nicht die gewalt-

betroffene, dass sie Gewalt erfährt. Sie fordert, „Täter*innen viel stärker in die Ver-

antwortung zu nehmen“, zum Beispiel durch verpflichtende Täterarbeit und berichtet 

von einem Beispiel aus Österreich, von dem sie auf einem Fachtag gehört hat: 

„[…] da [gibt es] das System […], dass […] nach einem Vorfall häuslicher Ge-
walt auch die gewaltausübende Person verpflichtet ist, Täter*innenberatung in 
Anspruch zu nehmen, auch proaktiv kontaktiert wird. Und wenn die da nicht 
hingeht oder wenn die darauf nicht prompt reagieren, dann gibt es einfach zack 
sofort ‘ne Geldstrafe.“  

Diese Forderungen lassen sich auf den Gewaltschutz anwenden, aber auch allge-

meiner auf die Gesellschaft übertragen. Ein Bewusstsein für die Existenz und das 

Anerkennen der patriarchalen Gesellschaft, ihrer Wirkweisen und Machtdynamiken 

könnte dazu führen, gewaltausübende Personen in die Pflicht zu nehmen, aber 

auch, ihnen Angebote zu machen und Unterstützung zu bieten.  

Schließlich möchte ich auf einen letzten Aspekt eingehen, der zum Ende des Ge-

sprächs mit der Beraterin der KIS aufkam. Sie wünscht sich, dass die Arbeit der 

Beratungs- und Interventionsstellen bekannter wird und als Möglichkeit des Gewalt-

schutzes genutzt wird:  

„Mittlerweile haben alle [im Gewaltschutzbereich] irgendwie mitgeschnitten ‚Ah! 
Es gibt so was wie Frauen*häuser‘ und ‚Ah ja, wenn man von Gewalt betroffen 
ist, dann muss man ins Frauen*haus gehen‘ [lacht, unverständlich]. Aber das 
ist […] ein Weg, den man machen kann und dass ja auch die Interventionsstel-
len glaube ich weniger bekannt sind so mit ihrer Arbeit, ‚was ist das überhaupt, 
also was machen die da?‘ und dass ja tatsächlich das aber auch total wichtig 
ist, eben zu sagen ‚Nein, es muss nicht jede Person ihr Zuhause verlassen und 
irgendwie mit ihren zwei Kindern in ein zehn Quadratmeter Zimmer ziehen, son-
dern es gibt eben auch andere Möglichkeiten, über die man sich in einer Bera-
tungsstelle informieren kann.‘ […] Und das deswegen natürlich auch voll unser 
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Auftrag ist, an der Verhinderung von Femiziden oder schwerer Gewalt oder 
auch weniger schwerer Gewalt mitzuwirken.“  

Diese Berichte aus der sozialarbeiterischen Praxis zeigen wichtige Verbesserungs-

potentiale im Gewaltschutz auf und bieten einen Einblick in die Funktionsweisen 

des Gewaltschutzsystems. Insbesondere die große Eigenverantwortung, die die 

Gewaltbetroffenen oft allein übernehmen müssen, lässt viel Raum für Verbesserun-

gen, indem zum Beispiel Täter mehr gefordert werden, aber auch das Navigieren 

durchs Hilfesystem könnte deutlich vereinfacht werden. Auch eine Begleitung über 

akute Krisen hinaus wäre sinnvoll, kann aber meist aufgrund fehlender Ressourcen 

nicht geleistet werden. Ebenso die erwähnten Kooperationen mit anderen Instituti-

onen bietet Raum für Verbesserungen. Rahmenkonzeptionen und Kooperations-

vereinbarungen wurden entwickelt und existieren, müssen aber auch vollständig 

umgesetzt werden, um ihre volle Gewaltschutzwirkung zu entfalten.  

Sicher kann auch davon ausgegangen werden, dass mehr Gewalt verhindert wer-

den könnte, wenn die Beratungs- und Interventionsstellen bekannter wären und die 

Zugänge erleichtert werden würden. Denn die neu veröffentlichte Studie aus Mer-

seburg zu Gewalterfahrungen von Frauen in Sachsen zeigt auch: Viele Gewaltbe-

troffene nehmen keine professionelle Hilfe in Anspruch. Als Gründe nannten sie un-

ter anderem Scham und die Sorge, dass das Erlebte nicht geglaubt werde. Nur ein 

Drittel der Befragten gab an, sich an Psychotherapeut*innen oder Fachberatungs-

stellen gewandt zu haben (vgl. Baer et al. 2023). An diesen Punkten besteht definitiv 

Verbesserungspotential und muss angesetzt werden, wenn Partnergewalt und 

Femizide verhindert werden sollen.  
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4 Fazit & Ausblick 

Um die Arbeit abzuschließen, werde ich die vorhergehenden Ausführungen zusam-

menfassend auf die eingangs gestellten Fragen zurückkommen. Dabei werde ich 

evaluieren, inwiefern es sinnvoll ist, Femizide aufgrund ihrer geschlechtsspezifi-

schen Motive besonders zu benennen und auch in der Sozialen Arbeit durch spezi-

fische Gewaltschutzkonzepte besonders zu berücksichtigen, um sie zu verhindern.  

Im ersten inhaltlichen Teil der Arbeit habe ich ausgeführt, inwiefern Femizide im 

Zusammenhang mit patriarchal organisierten Gesellschaften stehen. Dabei wurde 

deutlich, dass Frauen* einen außergewöhnlich großen Anteil von Mordopfern aus-

machen, wenn Morde innerhalb enger sozialer Beziehungen betrachtet werden. 

Das Hinzuziehen von Ergebnissen aus der Gewaltforschung zu typischen Dynami-

ken und die hohe Prävalenz verschiedenster Gewalterfahrungen von Frauen*, ins-

besondere in (Ex-)Partnerschaften, spricht dafür, Femizide als extremste Form ge-

schlechtsbezogener Gewalt einzuordnen. Bei der Analyse des öffentlichen Diskur-

ses zu diesem Thema wurde weiterhin klar, dass gängige Bezeichnungen wie „Fa-

milientragödie“, „Eifersuchtsdrama“ oder „Ehrenmord“ keine adäquaten Begriffe 

sind. Sie legen unzureichende Analysekategorien zugrunde, die das vorliegende 

Phänomen nicht umfassend erklären können. Was den betrachteten Frauen*mor-

den gemeinsam ist, ist der zugrundeliegende Machtaspekt der Geschlechter. Um 

die Prävalenz dieses Verbrechens und seine gesellschaftliche Bedeutung politisch 

anzuerkennen, ist die Verwendung des Begriffs Femizid unbedingt notwendig.  

Nach der Darlegung der möglichst präzisen Benennung des vorliegenden Phäno-

mens folgt die Frage, wie vorzugehen ist, um Femizide zu verhindern. Dazu habe 

ich im zweiten Teil der Analyse den Fokus auf die Disziplin der Sozialen Arbeit ge-

legt und betrachtet, inwiefern zu diesem Zweck spezifische Gewaltschutzkonzepte 

notwendig sind. Dabei wurde deutlich, dass in den letzten Jahrzehnten ein Gewalt-

schutzsystem aufgebaut wurde, dass zu großen Teilen auf die Selbstorganisation 

von Betroffenen und Aktivist*innen zurückgeht. Diese Struktur rückt die Gewaltbe-

troffenen in den Mittelpunkt und steht parteilich an ihrer Seite – ist jedoch chronisch 

unterfinanziert. Auch die Täterarbeit konnte funktionierende Konzepte entwickeln, 

aber auch ihre Finanzierung und flächendeckende Anwendung stecken noch in den 

Kinderschuhen.  
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Auf die Möglichkeit von Femiziden wird in fachspezifischen Organisationen beson-

ders reagiert, indem sie bewährte Einstufungswerkzeuge von Hochrisikofällen an-

wenden. Durch die Vernetzung mit verwandten sozialarbeiterischen und interdiszip-

linären Institutionen wird nach Möglichkeit Sicherheit für akut Gewaltbetroffene her-

gestellt. Auch hier fehlt jedoch für langfristige Begleitung und Beratung oft das Geld. 

Interdisziplinäre Konzepte zur Zusammenarbeit bei Hochrisikofällen gibt es, sie sind 

jedoch bundesweit uneinheitlich geregelt und ihre Umsetzung hängt oft an Perso-

nalbesetzungen und regionalen Besonderheiten. Um Femizide in der Sozialen Ar-

beit effektiv verhindern zu können, sind Hochrisikoeinschätzungen und gute Vernet-

zung zu anderen beteiligten Institutionen notwendig. Unverzichtbar sind aber auch 

die Finanzierung dieser Struktur und entsprechend der politische Wille, diese be-

reitzustellen und anzuwenden.   

Abschließend kann festgehalten werden, dass es, um Femizide effektiv verhindern 

zu können, sowohl gesamtgesellschaftlich als auch in Theorie, Praxis und Ausbil-

dung der Sozialen Arbeit primär eines verstärkten Bewusstseins ihrer Existenz und 

ihrer Häufigkeit bedarf. Dazu müsste zunächst die Datenlage vereinheitlicht werden, 

indem die Kategorie Femizid als Analysekategorie genutzt wird, zum Beispiel in po-

lizeilichen Kriminalstatistiken. Alternativ können einzig Dunkelfeldstudien nähe-

rungsweise erheben, wie viele Femizide tatsächlich stattfinden. Auf diesen Daten 

aufbauend sollte verstärkt in die Verbesserung des Gewaltschutzes investiert wer-

den, um bestehende Lücken zu schließen, indem beispielweise die Istanbul-Kon-

vention im nationalen Recht umfassend umgesetzt wird. Darüber hinaus sollte ins-

besondere unter professionellen Akteur*innen in den entsprechenden Arbeitsfel-

dern das Bewusstsein geschärft werden, wie typische Gewaltspiralen und -dynami-

ken verlaufen und inwiefern sich das Geschlechterverhältnis auf Machtstrukturen in 

sozialen Beziehungen auswirkt. Schließlich können Femizide durch Sozialarbei-

tende nur dann verhindert werden, wenn ihnen die Hochrisikosituation frühzeitig be-

wusst wird und sie diese den potenziell Betroffenen vermitteln können. Dazu sollte 

Gewaltschutz schon in der Ausbildung Sozialarbeitender eine größere Rolle einneh-

men. Solange dieses Thema nicht standardmäßig in den Lehrplan der Sozialen Ar-

beit aufgenommen wird, werden insbesondere Femizide weiterhin ein marginalisier-

tes Thema bleiben, das auf die nischenhafte Auseinandersetzung, beispielsweise 

in Weiterbildungsangeboten, begrenzt ist.  
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Schließlich möchte ich noch anreißen, dass die Soziale Arbeit nicht das einzige Ar-

beitsfeld ist, das eine zentrale Rolle in der Femizidprävention einnimmt. Auch im 

Justizsystem, der Polizei, bei Lehrer*innen und Ärzt*innen ist erweitertes Fachwis-

sen um Gewaltdynamiken und Hochrisikoprävention notwendig, um Gewalt und 

Femizide zu verhindern.  

Mit dieser Arbeit habe ich aufgezeigt, dass die Schaffung eines stärkeren Bewusst-

seins für Femizide als gesellschaftliches Phänomen und der Ausbau der entspre-

chenden Hilfsstruktur unbedingt notwendig sind, um diese aktiv zu verhindern.  
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